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Erfolglos wurde seit sieben Jah-
ren in der Hauptstadt über die
Einführung eines kostenlosen
WLAN-Netzes diskutiert. Im letz-
ten November startete der Senat
einen erneuten Anlauf. Bis zu
170.000 Euro werden aus der Lan-
deskasse für die ersten zwei
Jahre als Anschubfinanzierung
bereitgestellt. Anfang 2015 sollen
die ersten Hotspots bereits an
den Start gehen. Der Bund der
Steuerzahler Berlin fragt sich 
allerdings, ob überhaupt ein
freies WLAN aus Steuermitteln
notwendig ist. Der Senat strebt einemöglichst großräumigeund flächendeckende Ver-sorgung mit WLAN, insbeson-dere an zentralen Orten an. Füreine Dauer von zwei Jahren wer-den dem ausgewählten Anbieterkeine Miete oder Sondernut-zungsgebühren berechnet undaußerdem die Stromkosten

übernommen. Damit würde erst-mals ein finanzieller Anreizunterhalb des kompletten Ein-kaufs eines Netzes geboten, heißtes in der Antwort der BerlinerSenatskanzlei auf eine Parla-mentsanfrage. Für die zweijäh-rige Anschubfinanzierung seienMittel von maximal 170.000 Eurovorgesehen. Der Rahmen müssejedoch nicht ausgeschöpft wer-den und sei abhängig vom An-gebot. Der Weiterbetrieb nachEnde der Anschubfinanzierungsolle möglichst vom Betreiber finanziert werden, heißt es weiter. In den drei vorausgegan-genen Ausschreibungen hattesich kein Interessent finden lassen, der auf Dauer einen wirtschaftlichen Betrieb er-wartet hat. Der Bund der Steuer-zahler befürchtet deswegen, dass der Betrieb dann zumSchluss am Land hängen bleibenkönnte. Der Bund der Steuerzahler

stellt sich hier aber auch dieFrage, ob der Betrieb eines freienWLAN-Netzes überhaupt Staats-aufgabe ist, mit der sich derSenat beschäftigen sollte. Die Netzabdeckung mitschnellen und zuverlässigenUMTS-Datendiensten über dasMobilfunknetz dürfte in Berlinmittlerweile fast überall gegebensein und steht auch ausländi-schen Touristen zur Verfügung.Für das mobile Surfen und Abru-fen von E-Mails über das Mobil-funknetz fallen natürlichGebühren an. Alexander Kraus,Vorsitzender des Bundes derSteuerzahler Berlin, sieht hierinaber keinen Grund, warum derStaat die mobile Nutzung des In-ternets subventionieren sollte.Ein kostenloses Surfen würdeBürgern wie Touristen natürlichgleichermaßen gefallen, Freibieraber auch, sagte Kraus. Eine weitere Überlegung istauch, dass der Staat in den Jahren 2000 und 2010 Fre-quenzen für die mobile Daten-übertragung für gut 55 Milliar-den Euro an die Mobil-funkbetreiber unter der Auflageversteigert hat, innerhalb bestimmter Fristen in den Netz-ausbau zu investieren. Mit ei-nem freien WLAN würde Ber-lin nicht nur in einem stark fre-quentierten Ballungszentrum einParallelangebot zu UMTS auf-bauen, sondern auch den vielenkleinen Hotspot-Betreibern, wiez.B. Restaurants, Hotels undCafes, die Möglichkeit nehmen,Ihren Kunden einen Mehrwertanzubieten. Kraus ist sich sicher,dass ein öffentlicher Internetzu-gang ebenso wenig ein öffentli-ches Gut ist, wie Bier undCurrywurst. Und für diese priva-ten Güter gibt es einen funktio-nierenden Markt mit Preisen fürdie Leistung. 

Freies Surfen auf Steuerzahlerkosten

Senat plant kostenloses WLAN ab 2015
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Die Berichterstattungen über die im letzten
Schwarzbuch kritisierten Sitzkiesel haben nun
zu einer weiteren Befassung in der Bezirks-
verordnetenversammlung von Mitte geführt.
Die Piratenfraktion hat eine Evaluierung der
Sitzkiesel und die Zurückstellung der Errich-
tung der letzten drei Exemplare beantragt.
Auch die Stadtteilvertretung im „Aktiven Zen-
trum“ Turmstraße machte sich die Kritik des
Steuerzahlerbundes zueigen und forderte, auf
weitere Sitzkiesel zu verzichten. Gleichzeitig
schwärmte ein Stadtteilblättchen verklärt von
magischen Herbstmomenten mit Sitzkieseln
und versuchte Kritiker lächerlich zu machen.
Herausgeber ist das Bezirksamt Mitte. as Bezirksamt Mitte werde ersucht,die Errichtung der drei Sitzkiesel imKleinen Tiergarten zurückzustellen,beantragten die Piraten in der BVV-Mitte. Indiesem Zusammenhang solle geprüft wer-den, ob und inwieweit die sich schon im Parkbefindlichen Sitzkiesel seitens der Anwohnerangenommen werden. Dem Bezirksamt seifreigestellt, wie es die Prüfung vornimmt. Jenach den Ergebnissen der Untersuchung derNutzung der Sitzkiesel durch Anwohner solleüber eine Fortsetzung der Parkumgestaltungentschieden werden. Sollte die Untersuchungeine unzureichende Akzeptanz seitens derBürger ergeben, sei die Errichtung der Sitz-kiesel zu verwerfen. Sollte die Untersuchungzeigen, dass die Sitzkiesel eine breite Akzep-tanz in der Bevölkerung finden, sei die Park-umgestaltung mit Errichtung der Sitzkieselwie geplant fortzusetzen, heißt es in demDringlichkeitsantrag der Piratenfraktion. Als Begründung führte die PiratenfraktionPresseberichte an, wonach die Akzeptanz derSitzkiesel seitens der Moabiter Bevölkerungunterschiedlich stark ausgeprägt sei. Da dieErrichtung der Sitzkiesel mit erheblichen Ko-sten verbunden sei, könnten durch eine Eva-luierung Fehlplanungen bei der Parkum-gestaltung vermieden werden. Rudolf Blais, Sprecher der Stadtteilvertre-tung AZ Turmstraße und Vertreter der Bür-gerinitiative Kleiner Tiergarten/Ottopark,konfrontierte Bezirksbaustadtrat Car-sten Spallek in einer Bürgeran-frage in der BVV mit der

Schwarzbuchveröffentlichung des Bund derSteuerzahlers und dessen breiter Medienkri-tik, in der die Sitzkiesel „zu einem der bri-santesten Steuergeldverschwendungsfälle inDeutschland“ gekürt worden waren. Den-noch erklärte Spallek, an der bisherigenParkplanung bis zum letzten Sitzkiesel fest-halten zu wollen.Derweil schwärmte eine Kommentatorinder Stadtteilzeitung „ecke turmstraße“ von„magischen Herbstmomenten mit Beton imOttopark“ und einem jungen Mann, der aufeinem Kiesel sitzend in einem Buch las,einem Pärchen, das an einem Sitzkiesellehnte und von jungen Familien mit Kindern,die ausgelassen den Weitsprung von einemSitzkiesel zum anderen probten. Dem Autoreines Tagespiegel-Artikels zu den Sitzkieselnwarf sie ebenso wie dem Bund der Steuer-zahler vor, einem Nörgel-grüppchen alterLeute auf denLeim gegan-gen zusein,

die Privatkriege gegen alles führten, wasihnen nicht passt.Gelobt werden in dem Kommentar hinge-gen die Vorzüge der Sitzkiesel, die „unka-puttbar“ und über die Jahre allemalpreiswerter als Bänke wären, die oft zerstörtwürden und kostspielig repariert werdenmüssten. Zitiert wird aus einem weiteren Ar-tikel, in dem der Tiefbauamtsleiter die Wirt-schaftlichkeit der Betonelemente lobt undden der Tagesspiegel angeblich nur deswe-gen veröffentlicht hätte, weil der Zeitung dervorausgegangene Bericht über die Sitzkiesel„peinlich“ gewesen wäre. Der Bund der Steuerzahler hat hierzu des-wegen gleich zwei weitere Anträge auf Akteneinsicht beim Bezirksamt Mitte bean-tragt. Erstens will der Verein die Wirtschaft-lichkeitsberechnung einsehen, wonachSitzkiesel wirtschaftlicher als z.B. Beton-sitzbänke sind. Zweitens will der Verein wis-sen, wie hoch die Kosten für die sitz-kieselfreundliche Stadtteilzeitung „ecketurmstraße“ sind. Herausgeber ist nämlichdas Stadtentwicklungsamt beim Bezirks-amt Mitte, wie das Impressum verrät. Geant-wortet hat das Bezirksamt aber noch nicht,trotz gesetzlicher Frist des Informationsfrei-heitsgesetzes. 

Meinungsmache des Bezirksamtes im Stadtteilmagazin

Magische Herbstmomente mit Beton

D

ecke turmstraße: Herausgeber ist das Bezirksamt Mitte von Berlin. 
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as kommt uns doch allenirgendwie bekannt vor.Auf der Baustelle wirdman von allerlei unvorgesehe-nen Dingen überrascht, der Er-öffnungstermin ist nicht mehreinzuhalten. Für lange Zeit trautsich niemand mehr, einen Eröff-nungstermin zu nennen und amEnde wird alles teurer, als manes sich in seinen kühnsten Träu-men nicht gewagt hat vorzustel-len. Aber hier in Berlin wollenuns solche Nachrichten nichtmehr recht vom Hocker hauen –das kennen wir alle schon.Bereits seit dem September2010 wird die Berliner Staats-oper denkmalgerecht saniert.Die Senatsverwaltung für Stadt-entwicklung hatte Baukosten inHöhe von 239 Millionen Euroveranschlagt. Im Oktober 2013sollte das historische Gebäudeim neuen Glanz erstrahlend wie-dereröffnet werden. Neben derSanierung des eigentlichenHauptgebäudes erstrecken sichdie Arbeiten auch auf das Inten-danz- und Probengebäude.Zudem soll ein neu zu errichten-des unterirdisches Bauwerk diebeiden Häuser künftig miteinan-der verbinden. Dass man bei der Senatsver-waltung für StadtentwicklungLehren aus der Staatsopernsa-nierung ziehen möchte, verwun-dert nicht. Was jedem eigentlichklar sein sollte – also, dass manerst mit den Bauarbeiten be-ginnt, wenn die Planungen abge-schlossen sind – soll in derBerliner Verwaltung erst in Zu-kunft so gelten. Gegenüber demrbb sagte der designierte Stadt-entwicklungssenator Geisel(SPD), dass Risiken vorher kom-muniziert und wichtige Planun-gen abgeschlossen sein müssten,

bevor die Bauarbeiten beginnen.Damit hat Geisel die Hauptpro-bleme der Sanierung angespro-chen. Das Mauerwerk ist marodeund der Untergrund äußerstschwierig. Heute sagen Fach-leute, sie hätten gewusst, dassdie Bausubstanz schwierig sei.Und dass dort, wo der neue Ver-bindungstunnel errichtet wurde,sumpfiger Untergrund ist unddort die ehemalige StadtmauerBerlins auf Holzpfählen grün-dete, wird Fachleute ebensowenig überraschen. Probeboh-rungen führte man zwar durch,jedoch an anderer Stelle.Die erwähnten Probleme führ-ten zu Verzögerungen am Bauund ließen die Sanierungskostenimmer weiter ansteigen. Die be-sonderen Bodenverhältnisse

haben dazu beigetragen, dass dieAbdichtung des Verbindungstun-nels in einem aufwendigen, zeit-intensiven Verfahren doppelt sostark ausgeführt werden musste.Aufgrund des maroden Mauer-werks mussten Hinterbühne undBühnenturm erneuert werden.Laut Senatsverwaltung kostetjeder Monat Verzögerung minde-stens eine Million Euro. Der Bund unterstützt die Sa-nierung der Staatsoper mit 200Millionen Euro. Das Land Berlinsollte die restlichen 39 MillionenEuro tragen. Im Preis mit einkal-kuliert war sogar die Herrich-tung des Schillertheaters, daswährend des Hauses unter den Linden als Ersatzspielstättedient.Senatsbaudirektorin Lüscherverkündete Anfang Dezember,dass zu den mittlerweile auf 296Millionen Euro gestiegenen Bau-kosten weitere 93 MillionenEuro hinzu kommen, die Sanie-rungskosten also auf 389 Millio-nen Euro ansteigen werden. Dader Bund seine Kostenüber-

nahme auf 200 Millionen Eurogedeckelt hat, gehen alle zusätz-lichen Kosten voll zulasten desLandes Berlin. Schuld an der Misere will ir-gendwie niemand so richtig sein.Alles war unvorhersehbar, kei-ner konnte ahnen, wie marodealles doch war, ganz zu schwei-gen von den Bodenverhältnissen.Vor allem aus der Opposition ha-gelt es Kritik. Die Extrawünschedes Senats seien überzogen ge-wesen, heißt es aus den Reihender Grünen. Auch von einem Un-tersuchungsausschuss ist dieRede. Untersuchungsausschuss?! Ja,richtig! Bei großen Bauprojektenkommt es in Berlin halt ab undan so schlimm, dass letzlich ein Untersuchungsausschusseinberufen werden muss. Undeine Gemeinsamkeit zum Flug-hafen BER gibt es dann übrigensdoch noch: In beiden Fällen, bei der Staatsoper unter den Linden und auch beim BER, plantman (zur Zeit) die Eröffnung imJahr 2017.  

Verschwendungsfall Staatsoper unter den Linden - Ein Kommentar! 

Alles noch teurer! 

Eine Baustelle. Nichts ist fertig. Schon lange sollte die Eröffnung
stattgefunden haben. Das Budget ist längst überschritten. Und nun:
Alles wird noch teurer! Nein, hierbei geht es ausnahmsweise einmal
nicht um den neuen Berliner Hauptstadtflughafen, sondern um die
Staatsoper unter den Linden. Anfang Dezember hat Senatsbaudirekto-
rin Lüscher verkündet, dass die Kosten der Sanierung der Staatsoper
auf knapp 400 Millionen Euro steigen werden. 

D
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„Gut, dass es den Bund der Steuerzahler gibt.“ Diesen Satz hören wir gerade
in letzter Zeit immer öfter. Denn es ist der Bund der Steuerzahler, der gegen die
Verschwendung von Steuergeldern kämpft. Es ist der Bund der Steuerzahler, der
die Rechte von Steuerzahlern verteidigt. Es ist der Bund der Steuerzahler, der die
Bestrafung von Steuergeldverschwendern fordert. 
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Broschürentipp

Aktualisiert: 
Die SteuerprüfungDie neue Auflageder Broschüre“Die Steuerprü-fung” erläutertdie Rechte undPflichten desSteuerzahlers,schildert denAblauf der Be-triebsprüfung(Außenprü -fung) und nennt die rechtlichenGrundlagen, auf denen die Prüfungaufbaut. Mitglieder des Bundes der Steuer-zahler Berlin können die Broschüre“Die Steuerprüfung” kostenlos in derGeschäftsstelle anfordern.

Ich möchte Sie heute über wei-
tere Entwicklungen zu unseren
Schwarzbuchfällen auf dem Lau-
fenden halten. So hat sich ein chinesi-scher Hersteller unsereKritik an den „MoabiterKissen“ zueigen gemacht, umseine Fahrbahnschwellen ausGummi namens „Berliner Kis-sen“ zu bewerben. Was dieser al-lerdings nicht wusste: Auchsolche Fahrbahnschwellen hat-ten es schon einmal ins Schwarz-buch geschafft. 2012 hatte diebayerische Gemeinde Stephans-kirchen ihre „Berliner Kissen“nach Bürgerprotesten wieder ab-bauen und auf ihrem Bauhof ein-lagern müssen. Dann wollten wir die rechtli-che Grundlage von Äußerungendes Bauamtsleiters von Mitte imBerliner Tagesspiegel überprü-fen, wonach Sitzkiesel im Gegen-satz zu Parkbänken nicht nur 24Stunden halten würden. Beieiner Akteneinsicht in die Wirt-schaftlichkeitsuntersuchungenzu den Sitzkieseln stellte sichdann heraus, dass ihre Wirt-schaftlichkeit überhaupt nichtuntersucht worden ist. Es wurdenur betrachtet, ob die Gesamtko-sten der Parkgestaltung im Rah-men der Richtwerte bleiben. BeiGesamtausgaben für die Beton-elemente von rund 360.000 Eurohätte man wohl mal einen halbenTag rechnen können, oder? EineParkbank aus Beton gibt esschließlich schon für tausendEuro, und Wirtschaftlichkeitsun-tersuchungen sind nach der Lan-deshaushaltsordnung für alle

Ausgaben der Verwaltung vorge-schrieben.  Mittlerweile liegt auch die Ak-tenauskunft zu den Kosten derStadtteilzeitung „ecke turm-straße“ vor. Das Blatt hatte indem Artikel „Herbstmomentemit Beton“ die Sitzkiesel ge-rühmt und Kritiker lächerlich ge-macht (s. Ausgabe 01/2015).Pikant: Herausgeber ist das Be-zirksamt Mitte. Jährliche Ge-samtkosten: 41.215 Euro füracht Ausgaben der Sanierungs-zeitung mit einer Auflage von je-weils 9.000 Exemplaren. Außerdem habe ich alle Frak-tionen der BVV-Mitte ange-schrieben und angeregt, sichernsthaft mit dem Antrag der Pi-raten „Evaluation der Sitzkiesel“zu beschäftigen. Geantwortethaben aber nur die Piraten unddie Linke. Dann haben wir sofort wiedereinen Antrag auf Aktenauskunftgestellt, was die nächsten beidenvon insgesamt acht Lichtinstalla-tionen unter den S-Bahnbrückenan der Hardenberg- und Kant-straße kosten. Diese werden An-fang Februar in Betrieb ge-

nommen. Die erste in der Bleib-treustraße war immerhin schonüber fünfzig Prozent teurer geraten. Auch bei unserem Schwarz-buchfall zum Sport- und Erho-lungszentrum (SEZ) an der Lands-berger Allee tut sich langsametwas. 2003 an einen Investor füreinen symbolischen Euro ver-kauft, sollte nach Versprechun-gen des Senats eigentlich längstein familienfreundliches Spaß-bad eröffnet worden sein. Statt-dessen wurden jetzt die Abriss-und Neubaupläne des Eigentümersbekannt, gegen die sich jetztFriedrichshainer Bezirkspoliti-ker zur Wehr setzen. Darauf rea-gierte der Investor wiederum mitAbmahnungen, von denen ichübrigens auch eine erhalten ha-be. Immerhin hat meine Anzeigebei der Bauaufsicht offensichtlichetwas gebracht. Die lebensge-fährlichen Fenstertrümmer sindmittlerweile mit Brettern vernagelt.Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

S
Alexander Kraus

erklärte im Januar 
im k1-Magazin die

Moabiter Kissen.

QR-Code scannenund Beitrag ansehen.
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ie Antwort von MittesBaustadtrat Carsten Spal-lek (SPD) kam diesmalsogar prompt. In Programmge-bieten der Aktiven Ortsteilzen-tren werde u.a. die Durchführungvon Projekten im HandlungsfeldKunst-Kultur-Soziales gefördert,die zur Verbesserung der Wahr-nehmbarkeit und der Akzeptanzgegenüber dem Stadtteilzentrumführen könnten. Die Sanierung der Heilands-kirche und das durch das Beleuchtungsprojekt zusätz-liche Hervorheben, des markan-testen Bauwerks in derTurmstraße solle zudem die Auf-merksamkeit auf das ZentrumMoabits lenken, lies StadtratSpallek dem BdSt mitteilen. Der durch Lichtinstallationen geschmückte öffentliche Raumzu Festen und Feierlichkeitenfinde bei den Bürgern große Zu-stimmung und sei nicht nur an repräsentativen Orten derStadt wie z.B. Unter den Lindenoder Kurfürstendamm, sondernauch im eigenen Stadtteil ge-wünscht. Anwohnerin Mignon Gräsle,

Mitglied der StadtteilvertretungTurmstraße und Inhaberin einesMagisters u.a. in Kunstgeschichtesagte dem BdSt: „Recht wenig fürüber 8.000 Euro. Die ‚Idee‘ wirdbezahlt, hieß es. Nettes Design,aber zu teuer, für das was Moa-bit dringender braucht. Auch aufdie Gefahr hin, als Kunstbanausezu gelten“. BdSt-VorsitzenderAlexander Kraus fuhr hin und fotografierte die beiden Licht-schläuche, die von der Kirch-turmspitze herunterhängen,bevor diese wieder abmontiertwerden. Denn nur bis Mitte Ja-nuar 2015 sollte die Lichtinstal-lation täglich ab den frühenAbendstunden zu sehen sein. Kraus kritisiert diese weitereLichtinstallation als erneutesBeispiel für den arglosen Um-gang mit Steuergeld, da diese Be-leuchtung zudem auch nur vonkurzer Dauer sei. Er bezweifle,dass man mit einem derart einfallslosen Projekt irgend-etwas für die Anwohner errei-chen könne. Die Durchführungdes Projektes wird laut Baustadt-rat Spallek mit 8.312,15 Eurogefördert.

[skyline] lenkt Aufmerksamkeit auf das Zentrum Moabits

Neue Lichtinstallation an der Heilandskirche

Seit Mitte Dezember letzten Jahres setzt die Lichtinstallation [skyline]
den Turm der Heilandskirche im „Aktiven Zentrum und Sanierungsgebiet
Turmstraße“ in Szene. Das Gotteshaus wird gegenwärtig - kofinanziert
durch das Bund-Länder-Programm „Aktive Zentren“ - umfangreich sa-
niert. Die Lichtinstallation soll dabei die schlanke Silhouette des Turms
und wichtige architektonische Elemente in einer abstrahierenden Art
und Weise zeigen. Ganz und gar nicht abstrakt sind allerdings die Gelder,
die der Bezirk zu ihrer Umsetzung zur Verfügung gestellt hat. Der Bund
der Steuerzahler fragte nach. 

D

Broschürentipp

Neue Broschüre
Steuern sparen mit Hilfen und Handwerkern in Hau und GartenFast jeder nimmt in seinem Privathaushaltdie Dienste eines Unternehmers in Anspruch oder leistet sich eine angestellteHilfe. Beispiele sind die Renovierung derWohnung, Gartenarbeiten, die Gehweg-reinigung, der Winterdienst oder die Trep-penhausreinigung im Haus Ihrer Mietwoh-nung, die Sie über die Nebenkosten-abrechnung bezahlen. Die Hausgeldum-lage bei Ihrer Eigentumswohnung enthält

ebenso Bestandteile für Handwerkerleistungen. Für diese und weitere Fälle gewährt derStaat gemäß dem Einkommensteuerge-setz Direktabzüge auf Ihre tarifliche Ein-kommensteuer. Allerdings müssen Sie dieSpielregeln kennen und einhalten. So sindzum Beispiel Formvorschriften streng und es wäre ein teurer Fehler, die Förderung zu verlieren, nur weil Rechnungen in bar beglichen wurden. 

Mitglieder des Bun-des der Steuerzah-ler Berlin könnendie Broschüre“Hilfen und Hand-werker in Hausund Garten” ko-stenlos in derGeschäftsstelleanfordern.

Durch die Lichtinstallation
[skyline] sollen wichtige

architektonische Elemente
der Heilandskirche an der
Turmstraße in einer ab-
strahierenden Art und
Weise gezeigt werden. 



Die ausgefüllte Karte einfach per Fax an die 030/79010720 oder kostenlos per Post senden. 

B e i t r i t t s e r k l ä r u n g

Jetzt Mitglied werden
Profitieren auch Sie künftig vom 

Informationsvorsprung 

„Gut, dass es den Bund der Steuerzahler gibt.“ Diesen Satz hören wir gerade
in letzter Zeit immer öfter. Denn es ist der Bund der Steuerzahler, der gegen die
Verschwendung von Steuergeldern kämpft. Es ist der Bund der Steuerzahler, der
die Rechte von Steuerzahlern verteidigt. Es ist der Bund der Steuerzahler, der die
Bestrafung von Steuergeldverschwendern fordert. 

Telefon Fax

Name, Vorname

Firma, c/o

Straße und Hausnummer

PLZ und Ort

E-Mail

ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 72 Euro
im Jahr (36 Euro für Senioren ab dem 65. Lebensjahr) und ist steuerlich abzugsfähig. Die Mitgliedschaft ist
jährlich mit einer Frist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Ja, 

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Datum, Unterschrift

Hiermit erteile ich Ihnen ein SEPA-Lastschrift-
mandat. Bitte ziehen Sie den fälligen Jahresbeitrag bis
auf Widerruf vom nachfolgenden Konto ein.

Zahlungspflichtiger (Kontoinhaber) PLZ, Ort

IBAN

Zahlungsempfänger: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Gläubiger-ID: DE50ZZZ00000350597

Mandatsreferenznummer: Wird nachträglich vergeben und entspricht Ihrer 6-stelligen Mitgliedsnummer

Ich ermächtige den Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Bund der Steuerzahler Berlin e.V., auf
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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Transparent Berlin

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-79010720 oder 

Vorläufiger Jahresabschluss 2014

Berlin plant für das Jahr 2014 mit Überschüssen

Berlin hat das Haushaltsjahr 2014 erneut mit
einem Finanzierungsüberschuss abgeschlos-
sen. Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD) plant,
die Hälfte des Überschusses in die Infrastruk-
tur zu investieren, die andere Hälfte soll für
den Schuldenabbau verwendet werden.or allem die hohen Steuereinnahmenund die derzeit niedrigen Zinsausga-ben sind laut Finanzverwaltung derGrund dafür, dass das Land Berlin das Haus-haltsjahr 2014 mit einem Plus abschließenkann. So wurden im letzten Jahr 360 Millio-nen Euro weniger für Zinsen ausgegeben alsim Haushalt geplant. Auf der anderen Seiteschlugen jedoch - vor allem für die Kindertages-betreuung und Leistungen für Asylbewerber -504 Millionen Euro mehr zu Buche als geplant.„Dieser Jahresabschluss ist eine gute Nach-richt für Berlin: Wir können den Schulden-stand der Stadt und damit zukünftigeZinszahlungen weiter reduzieren. Gleichzei-tig können wir dank des Überschusses Geldfür zielgerichtete Investitionen in die wach-sende Stadt bereitstellen“, so FinanzsenatorKollatz-Ahnen.Insgesamt beträgt der Finanzierungsüber-schuss im Jahr 2014 826 Millionen Euro.Fünfzig Prozent davon sollen dem noch zubildenden „Sondervermögen Infrastrukturder Wachsenden Stadt“, das das Abgeordne-tenhaus im Dezember 2014 beschlossenhatte, zugeführt werden. Der Rest des Über-schusses soll zur Tilgung der Altschuldenverwendet werden.

Ansatz Ist Differenz
per 5.1.2015

Einnahmen
Steuereinnahmen, Länderfinanzausgleich
Allgemeine Bundesergänzungszuweisungen 16.908 17.583 675

Sonstige Bundesergänzungszuweisungen,
kompensation KfZ-Steuer 1.434 1.434 0

Vermögensaktivierung im Einzelplan 29 50 80 30

Sonstige Einnahmen 4.592 4.690 98

Bereinigte Einnahmen 22.985 23.786 801

Ausgaben
Personalausgaben 7.168 7.207 39

konsumtive Sachausgaben ohne Zinsausgaben 12.060 12.564 504

Investitionsausgaben 1.534 1.380 -154

Tilgungsausgaben öffentlicher Bereich 33 53 20

Zinsausgaben 2.116 1.756 -360

Bereinigte Ausgaben 22.911 22.960 49

Finanzierungssaldo (Ber. Einnahmen ./. Ber. Ausgaben) 74 826 752

Kreditaufnahme (netto) --- ---

Tilgung 90 413

V

Vorläufiges Jahresergebnis 2014

Angaben in Mio. Euro,
Quelle: Senatsverwal-
tung für Finanzen Berlin



Perlenkette aus Licht
wird noch teurer

„Und es werde Licht” -
Anfrage zur Lichtkunst in
der BVV-Sitzung

Chronologie der Berliner
Lichtinstallationen

Rechnungshof bemängelt
Sanierungsstau

Transparent
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Mit der 2015er Ausgabe des Steu-
erzahlerKompass informiert derBund der Steuerzahler rund um dasThema Steuern. Die Broschüreim handlichen Taschenkalen-derformat hält Fakten undZahlen aus den BereichenRecht, Personal und Immobi-lien bereit. Der VorsorgeKompass bietet Informa-tionen zu den verschiedenen Versicherungsformen, dieim privaten Umfeld einen hohen Stellenwert haben. Im RentenKompass finden Sie hilfreiche Informatio-nen rundum das Thema private und gesetzliche Al-tersvorsorge sowie zu den Themen Immobilien,Wohn-Riester, staatliche Förderung der Vermö-gensbildung und vieles andere mehr.Mitglieder des BdSt Berlin können die ge-wünschte Broschüre kostenlos in der Geschäft-stelle bestellen

Broschürentipp

Ratgeber für die
Steuererklärung 2014Wer zu viel gezahlte Steu-ern vom Finanzamt zurückhaben will, muss eine Steu-ererklärung machen. Da dasaber oft leichter gesagt alsgetan ist, bietet der Bund derSteuerzahler Ratschläge undTipps mit den BroschürenSteuererklärung 2014 undSteuererklärung 2014 für Se-nioren. Die Ratgeber erläu-tern, wie die einzelnenFormulare der Steuererklärung auszufüllen sind und informierenüber Abzugsmöglichkeiten von Werbungskosten, Sonderausgabenund außergewöhnlichen Belastungen. Für den Fall, dass der Steuer-bescheid später fehlerhaft sein sollte, informieren beide Broschü-ren auch über die möglichen Rechtsbehelfe.Die gewünschte Broschüre können Mitglieder des BdSt Berlin kostenlos in der Geschäftstelle bestellen.

Wohnraum plus Küche, nur für Hartgesottene

Flüchtlingsunterkunft im Grusel-Hostel

Aus einer Antwort des Bezirksam-
tes Neukölln an die Bezirksver-
ordnetenversammlung geht
hervor, unter welch katastropha-
len Zuständen das Landesamt für
Gesundheit und Soziales (LAGeSo)
Flüchtlinge in einem Hostel un-
tergebracht hat. Offenbar ist die
Landesverwaltung nicht in der
Lage, aus Steuermitteln bezahlte
Beherbergungsbetriebe zu über-
prüfen. Dabei preist der Anbieter
eines der Zimmer auf seiner Web-
seite als „Creepy Box” (Gruselki-
ste) mit einem erbärmlichen
Zustand nur für Hartgesottene an.ei einer Besichtigung am7. Januar 2015 hätten sichdem Bezirksamt die befürchteten katastrophalenWohnverhältnisse und absolutunhygienischen Zustände bestä-tigt. In einem mit nur vier Bett-

gestellen ausgestatteten Raumohne ausreichende Sitzplätze,Kleinmöbel und Schränke seieine siebenköpfige Familie mitfünf Kindern zwischen einemund acht Jahren untergebrachtgewesen. Mangels Zugangskon-trolle hätte sich dort zusätzlichsieben bis acht erwachsene Be-sucher befunden. Zwei andereZimmer seien laut Auskunft derAngetroffenen mit acht weiterenMännern belegt gewesen. Eshätte auch keine geschlechterge-trennten Sanitärräume, für ins-gesamt fünfzehn männliche undweibliche Bewohner nur ein WC,eine getrennte Dusche, zweiKühlschränke und einen defek-ten Herd gegeben. Es hättezudem keinerlei Brandschutz-vorkehrungen gegeben. Eine Rei-nigung, die verpflichtend durchden Betreiber vorzunehmen ist,

sei ebenfalls nicht erkennbar ge-wesen. Bereits im Sommer 2014 wardas Hostel ins Visier der bezirkli-chen Bau- und Wohnungsauf-sicht gerückt. Nach einem Brandhatte die Polizei das Gebäude alsnicht sicher bewertet. Festge-stellt worden war auch, dass dasHostel zudem ohne bauaufsicht-liche Genehmigung illegal aufweitere Gebäudeteile erweitertworden war. Eine weitere Nut-zung der betreffenden Bereichewar damals untersagt worden. Laut Senatsverwaltung für Ge-sundheit und Soziales erhaltenHostels für die Unterbringungvon Asylsuchenden bis zu 50 Euro pro Person und Nacht.Eine Übernachtung in der Creepy-Box gibt es laut Betreiber-Web-seite schon für 13,23 Euro incl.MwSt und City-Tax.
B
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Wieder Baukostenüberschreitung bei Kunstinstallation

Perlenkette aus Licht wird noch teurer

nlässlich der Einweihungsagte der Bezirksbürger-meister von Charlotten-burg-Wilmersdorf, ReinhardNaumann (SPD), dass „kein Geldoriginär aus dem Bezirkshaus-halt - dafür hätte wir überhauptgar keine Euros gehabt - sondernGeld, das zur Aufwertung vonStadt im Rahmen des Pro-gramms Aktive Zentren heraus-gereicht worden ist.“ Förder-mittelgeber ist damit über die Se-natsverwaltung für Stadtent-

wicklung das Land Berlin. WasNaumann allerdings in seinerRede verschwieg: Auch die Licht-installation in der Hardenberg-straße ist wieder deutlich teu-er geworden, nämlich rund290.000 Euro. Geplant waren ur-sprünglich 170.000 Euro. Undauch Landesmittel sind schließ-lich Steuermittel!„Manchmal sind es auch klei-nere Eingriffe, die unglaublichviel auslösen können. Und ichfreue mich natürlich auch, dasses hier um ein Kunstwerk geht,das leuchtet. Kunst, Licht, Kreati-vität, gemeinsam etwas vorwärtsbringen. Wir vom Senat sindganz im Hintergrund, wir gebenein wenig Geld und die Akteurevorort die machen´s“, freute sichBerlins Senatsbaudirektorin Re-gula Lüscher in ihrer Ansprache. Ein wenig Geld ist gut, meintder Bund der Steuerzahler. Ins-gesamt kosten die ersten dreidieser künstlerischen Brücken-beleuchtungen in der Bleibtreu-,Hardenberg- und demnächstauch in der Kantraße zusammenrund 690.000 Euro, wie der Ver-ein schon im Vorfeld mit einemAntrag auf Aktenauskunft ermit-telt hatte. Das ist rund eine vier-tel Million mehr, als es vom Senat

2011 in den Wettbewerbsunter-lagen hieß. „Und das sieht man an diesendrei Projekten, es braucht garnicht immer so ganz wahnsinnigviel Geld und die ganz großenProjekte“, sagte hingegen Lüscher. Angesichts von zig extrem sa-nierungsbedürftigen Brücken inBerlin, sind 690.000 Euro fürLichtkunst natürlich wirklich„nicht ganz wahnsinnig viel 

Geld“, aber durchaus ein ver-zichtbarer Luxus, meint derBund der Steuerzahler dazu. Denn mit strahlendem Lich-terglanz kann die Politik viel-leicht noch einige Zeit vomProblem einer zunehmend ma-roden Infrastruktur ablenken.Spätestens, wenn der ganz großeVerkehrskollaps kommt, wirdder Schwindel beim Steuerzahleraber auffliegen.

Im Februar 2015 ist an der Berliner Hardenbergstraße die zweite von
insgesamt acht geplanten Lichtinstallationen in Betrieb genommen
worden. Auch die künstlerische Beleuchtung in der Kantstraße soll
noch kurzfristig fertig gestellt werden. Beide gehören zu einem Kunst-
wettbewerb des Senats für die Berliner City West aus dem Jahr 2011.
Unter dem Motto „Perlenkette aus Licht“ sollten Brücken durch Licht
inszeniert und dadurch die optische Barrierewirkung gemildert wer-
den. Leider wurden auch hier wieder die Baukosten überschritten.

A

Senatsbaudirektorin Regula 
Lüscher und Bezirksbürger-
meister Reinhard Naumann 

bei der Inbetriebnahme

BdSt beantragte Aktenauskunft

Die Lichtinstallation in der Har-denbergstraße kostet laut Akten-auskunft nach Zwischen-abrechnung insgesamt rund290.000 Euro. Nach einer grobenAufteilung der Fördermittelwaren laut Bezirksamt hier-für ursprünglich allerdings nur 170.000 Euro vorgesehen.Dies entspricht einer Überschrei-tung um immerhin 71 Prozent.Die Kosten für die noch nicht fertig gestellte Lichtinstallationin der Kantstraße werden vonder Verwaltung mit rund197.000 Euro angegeben. Einge-plant waren hierfür ursprünglich160.000 Euro. Bereits bei der ersten von ins-gesamt acht geplanten Lichtin-stallationen in der Bleibtreu-straße waren 2013 die Bauko-sten um 56 Prozent überschrit-ten worden. Diese hatte knapp203.000 Euro statt der geplanten130.000 Euro gekostet, wie derBdSt bereits 2014 durch eine Ak-tenauskunft erfahren hatte.

Mit Gesamtkosten von zusam-men rund 690.000 Euro für dieersten drei von insgesamt achtgeplanten Lichtinstallationensind bislang also rund 250.000Euro Mehrkosten gegenüber derAnkündigung der Senatsverwal-tung für Stadtentwicklung von2011 in Höhe von 440.000 Euro(nicht 460.000 Euro, die der Be-zirk jetzt als Summe nennt) an-gefallen. Dies entspricht einerÜberschreitung um insgesamt57 Prozent. Schon damals hatte die Wett-bewerbsjury auf die baulich an-spruchsvolle Ausführung desSiegerentwurfs hingewiesen. DerBund der Steuerzahler hatte dar-aufhin bereits in seinemSchwarzbuch 2012 vor drohen-den Baukostenüberschreitungengewarnt. Im Schwarzbuch 2014musste der Verein dann schließ-lich die Baukostenüberschrei-tungen bei der erstenLichtinstallation in der Bleib-treustraße kritisieren. 

QR-Code scannen 
und Video von der 
Eröffnung ansehen. 
(http://bit.ly/16TnMoK)
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Transparent Berlin

1. Trifft die Angabe im neuen
„Schwarzbuch“ des Bundes der
Steuerzahler zu, dass es bei der
Lichtinstallation an der S-Bahn-
brücke in der Bleibtreustraße zu
einer Kostenexplosion auf ein Vo-
lumen von über 200.000 ? ge-
kommen ist und damit einer
Steigerung von 56 Prozent ge-
genüber der Kostenplanung? 

2. Wenn ja, wie ist diese Kosten-
explosion zu erklären, wen trifft
die Verantwortung dafür und
welche Konsequenzen wurden
und werden gezogen?Schriftliche Antwort des Be-zirksamt durch BezirksstadtratMarc Schulte (SPD):Diese Angabe ist zutreffend. Eshandelt sich aber nicht um eine

Kostenexplosion. Denn die Ko-stensteigerungen entstandennicht erst im Rahmen der Auf-tragsausführung, sondern wur-den bereits im Rahmen desPlanungsverfahrens offenbar.Die im Schwarzbuch des BdStbenannten Kosten entstammeneiner Kostenschätzung zu einemsehr frühen Planungsstadium.Mit Fortschreiten im Planungs-prozess, durch notwendige An-passungen aufgrundtechnischer und planungs-rechtlicher Vorgaben, durch generelle Preissteigerungenim Rohstoffsegment sowie die wirtschaftliche Situation am Markt zum Zeitpunkt derAusschreibung ergaben sich Anpassungen auch auf der Kostenseite. Insbesondere bei technisch nicht abschlie-

Mündliche Anfrage Paul-Georg Garmer (CDU-Fraktion) in der Sitzung der BVV-Charlottenburg-
Wilmersdorf am 16.10.2014 mit dem Titel „Und es werde Licht“:

Die Unterführung am S-Bahnhof Neukölln sollte mit einer Lichtinstallation aufgewertet wer-den. Ziel der Installation war die künstlerische Auseinandersetzung mit den Elementen Licht,Farbe und Rhythmus. Statt der ursprünglich geplanten 50.000 Euro kostete die Maßnahme410.000 Euro. Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung hatte der Berliner Senat laut BerlinerRechnungshof allerdings nicht durchgeführt, was einen Eintrag im Schwarzbuch 2011 zurFolge hatte.
Die Lichtobjekte, die zwischen konstruktivistischer Formensprache und Straßenschildernchangieren, die ihrer Bedeutung enthoben sind, waren Thema im Schwarzbuch 2012. Die vierKunststelen mit dem Titel „Polychromie architekturale“ gehören zu dem Kunstwettbewerb„Tor nach Pankow“ und kosteten 130.000 Euro. Sie seien deutlich sichtbar und als eigenstän-dige plastische Arbeiten irritierende Momente im alltäglichen pulsierenden städtischen Leben.Sie mussten vom Bezirk aufgrund einer Verwaltungsvorschrift des Senats im Rahmen einerStraßenbaumaßnahme erstellt werden, die einen Anteil für Kunst im Stadtbild vorschreibt. Imselben Jahr wurde das Land Berlin wegen der Vernachlässigung seiner Verkehrssicherungs-pflicht zu Schadenersatz an eine Rentnerin verurteilt. Diese war auf einem der maroden Pan-kower Gehwege gestürzt. 
Ebenfalls 2012 warnte das Schwarzbuch vor drohenden Baukostenüberschreitungen für einean der Bleibtreustraße geplante Lichtinstallation. Diese war die erste von insgesamt achtKunstinstallationen der „Perlenkette aus Licht“. Bereits die Wettbewerbsjury hatte damals aufdie baulich anspruchsvolle Ausführung und deren Vandalismusanfälligkeit hingewiesen. ImSchwarzbuch 2014 musste diese Prongnose leider bestätigt werden. Statt 130.000 Euro ko-stete diese Lichtinstallation rund 203.000 Euro. 
Im Februar 2015 berichtete der Bund der Steuerzahler über eine temporäre Lichtinstallationan der Moabiter Heilandskirche. Diese wurde vom Bezirk Mitte mit 8.312,15 Euro gefördertund sollte dabei die schlanke Silhouette des Turms und wichtige architektonische Elementein einer abstrahierenden Art und Weise zeigen. Ob die Maßnahme während der zwei Monatezur angestrebten Verbesserung der Wahrnehmbarkeit und der Akzeptanz gegenüber demStadtteilzentrum geführt hat, ist unklar. 

ßend beschreibbaren Maßnah-men mit einhergehenden krea-tiv-gestalterischen Leistungengestaltet sich die Kalkulationdes Auftragsvolumens aufgrundfehlender Vergleichbarkeiten
schwierig, gleichwohl wird imRahmen eines Ausschreibungs-verfahrens immer auf eine möglichst sorgfältige Ermitt-lung des Auftragswertes hinge-arbeitet.

Lichtinstallationen gaben auch in der Vergangenheit Anlass zur Kritik
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Transparent Berlin

Berlin lebt von der Substanz

Rechnungshof bemängelt Sanierungsstau

Das Land Berlin hat in den letzten
Jahren viel zu wenig in seine In-
frastruktur investiert. Bereits
Ende der 90er Jahre hatte der
Berliner Landesrechnungshof vor
einem drohenden Sanierungsstau
gewarnt. Doch notwendige Inve-
stitionen blieben aus – inzwischen
ist der Sanierungsrückstau in
Berlin kaum mehr zu bewältigen.llein bei Berlins Schulenhat sich in den letztenJahren nach Berechnun-gen des Landesrechnungshofesein Sanierungsrückstau voneiner Milliarde Euro angesam-melt. „Wir haben auf den dro-henden Sanierungsstau auch2005, 2007 und 2014 hingewie-sen. Nun ist er da, und zwar inGrößenordnungen, dass einemschwindelig werden kann.“, sodie Präsidentin des Landesrech-nungshofes Claßen-Beblo AnfangFebruar gegenüber dem rbb-In-foradio. 
Investitionsrückstau ist enormDie Rechnungshofpräsidentinwies darauf hin, dass Haushalts-konsolidierung und sinnvolle In-vestitionen kein Gegensatz sind.Mangelnde Investitionen undnicht ausreichende Vorsorgehätten eine verstärkte Belastungzukünftiger Haushalte zur Folge.Wenn die Substanz zerstört ist,könne man nicht mehr sanierenund  müsse deswegen neu bauen.Allein bei den Schulen ist der Sa-nierungsstau enorm. Nach einerAnfrage des Abgeordneten De-lius (Piraten) beim Berliner Ab-geordnetenhaus  beträgt derSanierungsrückstau  sogar fastzwei Milliarden Euro. Betrachtetman alle öffentlichen Gebäude sowird der Gesamtsanierungsbe-darf auf mindestens zwölf Milli-arden Euro beziffert.Die bisherigen Bäder-, Schul-und Schlaglochsanierungspro-

gramme nannte Claßen-Bebloeinen Tropfen auf den heißenStein. Investiert wurden bislangzweistellige Millionensummen,nicht viel bei einem Sanierungs-bedarf im Milliardenbereich. 
Sondervermögen Infrastruktur
der wachsenden StadtDer amtierende FinanzsenatorKollatz-Ahnen (SPD) kann sich-für das abgeschlossene Haus-haltsjahr über einen Haushalts-überschuss in Höhe von 826 Mil-lionen Euro freuen. Das Abge-ordnetenhaus von Berlin hattebereits im Dezember 2014 ent-schieden, die Hälfte des Über-schusses in ein Sondervermögeneinzustellen, mit dem Investitio-nen in die Infrastruktur des Lan-des Berlin im Zusammenhangmit der wachsenden Stadt finan-ziert werden sollen. Neben demBau von zwei Multifunktionsbä-

dern soll das Geld unter anderemin die Berliner Krankenhäuserund in den Bau von Flüchtlings-unterkünften investiert werden.Das Berliner Abgeordnetenhaushat angekündigt, zusätzlich wei-tere 100 Millionen Euro für dieAufstockung des Sondervermö-gens bereitzustellen. Damit be-kommen die Bezirke  nun 120Millionen Euro, die Sie vor allemin ihre Schulen investieren wer-den.
Kaputte Straßen – 
Gesamtüberblick fehltAllerdings, so die Rechnungshof-präsidentin, gibt es bislang keine gesicherte Datenbasis dar-über, in welchem Zustand bei-spielsweise die Straßen Berlinssind. Diesen für eine sorgfältigePlanung unverzichtbaren Ge-samtüberblick fordere der Rech-nungshof bereits seit dem Ende

der 90er Jahre. Ein weiteres Problem mit derInstandhaltung der Berliner In-frastruktur ist die personelle Un-terbesetzung der Verkehrs-lenkung. Bezirke, die Gelder in-vestieren möchten, wie bei-spielsweise in die Sanierung derYorckstraße in Schöneberg(Bild) scheitern daran, dass dieVerkehrslenkung Genehmigun-gen nicht erteilt. Die Folge ist,dass die Fahrbahn hier erst imSommer 2015, ein Jahr später alsgeplant, saniert werden kann.  

A
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Die Yorckstraße in Schöneberg muss
dringend saniert werden. Die Verkehrs-
lenkung Berlin kam im letzten Jahr aus
personellen Gründen mit der Genehmi-

gung der Sanierungsarbeiten nicht
voran. Nun kann erst im Sommer 
saniert werden, bis dahin gilt ein 

Tempolimit von 10 km/h.



Olympia-Kampagne -
Wir woll(t)en die Spiele!

Senat beschließt Entwurf
des Nachtragshaushaltes
für 2015

Fragwürdige Radwegver-
breiterung in Zehlendorf
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Neue Auflage: Senioren und SteuernOb Erwerbstätigkeit oder Rente, dieEinkommensteuer bleibt ein Thema.Dies umso mehr, als die Renten seiteinigen Jahren höher besteuert wer-den. Damit ältere Menschen nicht in dieSteuerfalle tappen und wissen, obund wie viel Einkommensteuer siebezahlen müssen, hat der Bund derSteuerzahler einen Leitfaden erarbeitet. Mitglieder kön-nen die aktuali-sierte Auflageder BroschüreSenioren undSteuern ko-stenlos in derGeschäf ts -stelle be-stellen
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Transparent

Die Berliner Bezirke haben im
Haushaltsjahr 2014 einen Über-
schuss erzielt. Zum fünften Mal in
Folge haben die Bezirke im Saldo
mit einem positiven Ergebnis ab-
geschlossen.m vergangenen Haushaltsjahrhaben die Berliner Bezirkeeinen Überschuss von 7,54 Mil-lionen Euro erwirtschaftet. Dabeierreichten sieben Bezirke, darun-ter alle 5 Konsolidierungsbezirkeein positives Ergbnis in Höhe von26,1 Millionen Euro. Fünf Bezir-ke schlossen mit einem Minus in

Höhe von 18,6 Millionen Euro ab. Unter den Bezirken mit einemFehlbetrag befinden sich auchBezirke, die mit teilweise erheb-lichen Überschüssen aus Vorjah-ren in das Jahr 2014 gestartetwaren. Die Überschüsse wurdenbei der Haushaltsaufstellung ge-zielt verplant. „Rechnerisch erge-ben sich daraus zwar negativeWerte beim reinen Jahresab-schluss 2014, die aber mit defizi-täre Abschlüssen von ‚vor-belasteten’ Bezirken nicht ver-gleichbar sind“, teilte die Finanz-verwaltung mit. 

Von der guten Haushaltsent-wicklung in Berlin profitiertenauch die Bezirke, so Finanzse-nator Kollatz-Ahnen (SPD). DerGuthabenbestand der Bezirkebeläuft sich auf 70,3 MillionenEuro. Im Jahr 2003 lag der Wertnoch bei -115,1 Millionen Euro.Drei Bezirke – Mitte, Pankowund Marzahn-Hellersdorf – wei-sen derzeit noch Schulden inHöhe von knapp 24 MillionenEuro auf. Die Senatsverwaltungrechnet damit, dass in den kom-menden Jahren alle Berliner Be-zirke schuldenfrei sein werden.

Jahresabschluss der Bezirke

Überschüsse in den Kassen

I

Dass sich der Deutsche Olympi-
sche Sportbund nicht Berlin für
eine Bewerbung um die Spiele
2024 ausgesucht hat, kann einen
freuen oder enttäuschen. Jetzt
stellt sich aber die Frage nach
den vielen Investitionen in die In-
frastruktur, die Olympia unserer
Stadt hätte bringen sollen. abei muss man sich aberüber eines im Klaren sein:Straßen, Brücken, Nahver-kehr und öffentliche Bauwerk inSchuss zu halten, ist grundsätz-lich sowieso staatliche Dauerauf-gabe, auch ohne OlympischeSpiele. Daher hoffen wir als Bundder Steuerzahler sehr, dass derSenat künftig nicht etwa auf dieIdee kommt, die marode Infra-struktur auf die geplatzte Olym-piabewerbung zu schieben. 

Es ist begrüßenswert, dass derSenat Haushaltsüberschüsse desVorjahres neben der Schuldentil-gung auch in Infrastruktur undSchulgebäude investieren will.Damit macht er aber eigentlichnichts, was ein besonderes Lobverdienen würde. Denn die un-terlassenen Investitionen hättenja sowieso schon längst erfolgtsein müssen und zwar aus frühe-ren Haushaltsmitteln. Insofernist auch das in gewisser Weisenichts anderes als Schuldentil-gung, weil der Investitionsrück-stau auch eine Art Schuldgegenüber den nachfolgendenGenerationen ist. Die Politik lobt sich damitgleich zweimal für etwas, was ei-gentlich sowieso selbstverständ-lich ist: Sie kommt einmalausnahmsweise mit ihrem Geld

aus und gibt dieses dann auchnoch großzügiger Weise fürDinge aus, die schon längst hät-ten erledigt sein müssen.
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!
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Transparent Berlin

Erste Kosten der Olympia-Kampagne

Wir woll(t)en die Spiele! 

rstaunlich „Kleine Bröt-chen“ hatte für den  16. Fe-bruar 2015 der Senator fürJustiz und Verbraucherschutz ge-backen.  Anlässlich einer Werbe-aktion für die Ausrichtung derOlympischen und Paralympi-schen Spiele verteilte er 300Pfannkuchen im Olympia-Look.Gebacken worden waren diese inder Justizvollzugsanstalt Tegel.Gekostet haben diese 60 Centpro Stück. Deutlich teurer fiel die Olym-piabeleuchtung am Brandenbur-ger Tor aus. Sie fand vom 23. bis31. Januar 2015 statt und kosteteimmerhin 40.263 Euro. Die Mit-tel stammen aus der Hauptstadt-kampagne „be Berlin“ undwurden laut Regierendem Bür-germeisters darüber hinaus vondem Lichtdesigner mitfinanziert.Der Umfang dieser Mitfinanzie-rung, wurde aber nicht mitge-teilt. Für die Entwicklung des Leit-motivs „Wir wollen die Spiele“wurden bereits 2014 im Umfangvon 134.529 Euro Aufträge fürdie Umsetzung erster Kampa-

gnenelemente bei einer Agenturerteilt. Für 2015 können belast-bare Zahlen erst nach Abschlussder laufenden Kampagne ge-nannt werden, hieß es beimSenat. Auch Honorare sind schonverteilt worden. An den Beauf-tragten der Senatskanzlei für Öf-fentlichkeitsarbeit im Rahmender Olympia-Bewerbung geht bisMärz 2015 ein monatliches Ho-norar in Höhe von 11.900 Euro.Eine Agentur erhielt zur Unter-stützung bei der Erstellung einerAntwortbroschüre zu den Fra-gen des Deutschen OlympischenSportbundes (DOSB) den Zu-schlag. Die Kosten für die Erstel-lung der Broschüre lagen  lautSenat bei 60.400 Euro, allerdingsinklusive der Druckkosten. Für die Realisierung des „Partizi-pations- und Kommunikations-konzeptes“ des Senats für dieOlympia-Bewerbung fallen bis zur entgültigen Entscheidungder DOSB-Mitgliederversamm-lung am 21.03.2015 voraussicht-lich weitere 130.000 Euro anKosten an. 

Bei so viel zu verteilendemGeld gibt es natürlich auch Streit.So war Thema im Berliner Abgeordnetenhaus auch dieSchaltung von Olympia-Werbe-anzeigen in Berliner Tageszei-tungen. Die Linke warf demRegierenden Bürgermeister vor,dass der Tagesspiegel aufgrundkritischer Berichterstattungenübergangen worden sei. Dieserwies natürlich strikt von sich,dass es ein Belohnungs- und Be-strafungssystem durch Anzeigengeben würde, die der Senatschalte. Auf Nachfrage der Pira-ten, bezifferte der RegierendeBürgermeister das Volumen imRahmen der gesamten Öffent-lichkeitsarbeit der Kampagne aufeine Million Euro. Auch zahlreiche Landesunter-nehmen unterstützten die Olym-pia-Bewerbung. Die landes-eigene Charité hatte eine Werbe-fläche am Bettenhochhaus miteinem geschätzten Wert von biszu 40.000 Euro in Aussicht ge-stellt. Die BSR und ihr Tochter-unternehmen haben für rund12.500 Euro sogar eigene Motivezur Unterstützung der BerlinerOlympia-Bewerbung entwickelt,die auf Abfallsammel- und Keh-richtsammelfahrzeugen in derStadt präsent sind. Auch die BVGstellte Werbeflächen zur Verfü-gung: Wert rund 35.000 Euro.Die Messe Berlin beteiligte sichmit geldwerten Leistungen inHöhe von 34.000 Euro. Dafür 

gab es u.a. das Banner am ICC. In einer weiteren parlamenta-rischen Antwort bestätigte derSenat immerhin, dass es zu-treffend sei, dass das Land Berlinkein im Vorfeld festgelegtes Budget für die Olympia-Werbe-kampagne beschlossen hätte. Ganz eigene Ideen für eineKampagne und für den Steuer-zahler völlig kostenfrei stellte ein Satire-Blog vor und wurdedafür prompt vom Senat ab-gemahnt. Die Herausgeber hat-ten von einer angeblichen Veran-staltung berichtet, bei der neuePlakatmotive für die Bewerbungder Hauptstadt um die Olympi-schen Spiele 2024 vorgestelltworden seien. Außerdem wurdebehauptet, dass die dort präsen-tierten Plakatmotive der Olympi-schen Spiele von 1936 auchMotive der aktuellen BerlinerOlympia-Informationskampagneim Interessenbekundungsver-fahren für die Spiele 2024 seien.Einem Mitarbeiter der Kampa-gne seien zudem in diesem Zu-sammenhang wörtliche Zitatezugeschrieben worden. DiesePunkte entsprächen jedoch nichtden Tatsachen, hieß es vomSenat in einer Parlamentsdruck-sache. Die Mitgliederversammlungdes DOSB hat am 21. März 2015entschieden, dass Sie der Emp-fehlung ihres Präsidiums folgt,sich mit Hamburg um die Olym-pischen Spiele zu bewerben. 

Bereits seit dem letzten Herbst hatte der Bund der Steuerzahler mehr-
fach daran erinnert, wie Anfang der 90er Jahre der Berliner Senat
Steuergelder mit vollen Händen für die damalige Olympia-Bewerbung
zum Fenster herausgeworfen hatte. Der Rechnungshof hatte 1996
einem Untersuchungsausschuss seinen Sonderbericht mit vernichten-
den Ergebnissen vorgelegt. Ein  beträchtlicher Teil der Kosten in Höhe
von über 50 Millionen D-Mark konnte damals nicht einmal mehr geprüft
werden, weil die Unterlagen dem Reißwolf zum Opfer gefallen waren.
Grund genug, dem Senat diesmal genau auf die Finger zu schauen.
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Berlins Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD) hat
den Nachtragshaushalt für das aktuelle Haus-
haltsjahr präsentiert. Zwar bleibe die Konso-
lidierung oberstes Gebot, die großen Über-
schüsse der letzten Jahre wird es vorerst al-
lerdings nicht geben. erlin will kräftig investieren. Die Hälftedes Finanzierungsüberschusses ausdem vergangenen Jahr und weiteresGeld aus dem Ergebnis des Gesamtjahresab-schlusses werden dem Sondervermögen In-frastruktur der Wachsenden Stadt (SIWA)zugeführt. Die insgesamt 496 Millionen Eurosollen unter anderem in den Wohnungsbau,in Schulen und Kitas, in die Erneuerung undErweiterung von Krankenhäusern und dieAnschaffung von U-Bahn-Fahrzeugen inve-stiert werden.Als wichtigen Schritt auf dem Weg zumAbbau des Investitionsrückstands hat Fi-nanzsenator Kollatz-Ahnen den Nachtrags-haushalt bezeichnet. Das anhaltende Bevöl-kerungswachstum in Berlin biete Chancenfür die weitere wirtschaftliche Entwicklungder Stadt, mit Blick auf die Infrastruktur seies zugleich aber auch eine Herausforderung.Wichtige Investitionen würden mit dem ak-tuellen Nachtragshaushalt auf den Weg ge-bracht, so eine Mitteilung der Finanzverwaltung.Neben den einmaligen Ausgaben des SIWAgehen zusätzliche Mittel in den Bildungsbe-reich. Da 66 Millionen Euro dauerhaft freiwerden, weil der Bund in Zukunft die BAföG-Leistungen vollständig übernimmt, wird dasLand die Mittel an anderer Stelle einsetzenund das Geld beispielsweise für die Sanie-

rung von Schultoiletten, für mehr Personalan den Schulen und für Investitionen anHochschulen ausgeben. Auch die Ausgaben im Zusammenhang mitdem BER steigen. Um Vorsorge für eineneventuellen zusätzlichen Finanzbedarf derFlughafengesellschaft zu treffen, erhöht derSenat die bereits vorhandene Finanzreserveum 42 Millionen Euro.Konjunktur und Bevölkerungswachstum

machen sich bei den Steuereinnahmen undbeim Länderfinanzausgleich bemerkbar. Mitder Erhöhung um 300 Millionen Euro passtder Senat die entsprechenden Einnahmen andas Ergebnis der Steuerschätzung vom No-vember 2014 an. Auch aus der Berliner Bet-tensteuer erwartet der Finanzsenatorzusätzliche 10 Millionen Euro. Aus diesenMehreinnahmen sollen besondere kulturelle,sportbezogene und touristische Projekte fi-nanziert werden.Üppige Haushaltsüberschüsse wird es inBerlin erst einmal nicht mehr geben. In denletzten drei Jahren konnte Berlin weit mehrals eine Milliarde Euro an Schulden abbauen.In diesem und in den kommenden drei Jah-ren werden es insgesamt 160 Millionen Eurosein. Der Hauptgrund dafür sind die überdem Plan liegenden sonstigen Ausgaben.Niedrige Zinsen und steigende Steuerein-nahmen sind der Grund dafür, dass dieHauptstadt dabei den Konsolidierungspfadnicht verlässt. Bis 2017 werden Berlins Aus-gaben jährlich um rund drei Prozent wach-sen, das ist die selbe Größenordung, in derauch die Einnahmen der Hauptstadt steigenwerden, so Kollatz-Ahnen. Sein Ziel ist dieschwarze Null. Für die „ehrliche Bestands-aufnahme der Haushaltssituation und der In-vestitionsnotwendigkeiten“ gab es auch Lobvon der Opposition. 
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Berlin investiert

Entwurf des Nachtragshaushaltes für 2015
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Einnahmen Ausgaben

Sonstige Einnahmen
4.629 Mio €

23.650 Mio €23.669 Mio €

Sachausgaben
12.174 Mio €

Personal
7.341 Mio €

Tilgung Bundesdarlehen
30 Mio €

Zinsen
2.120 Mio €

Investitionen 1985 Mio €
darin SIWA 496 Mio €

Vermögensaktivierung
50 Mio €

Steuereinnahmen inkl. LFA
17.693 Mio €

Solidarpakt, sonstige BEZ, Konsolidierungshilfen
1.298 Mio €

B

Im März ist die neue Schuldenuhr des Bun-des der Steuerzahler Berlin in der Lepsius-straße in Steglitz in Betrieb gegangen. Nachsieben Jahren bei Wind und Wetter musstedie alte Schuldenuhr zur Wartung und istauf dem Weg dorthin zerstört worden. Nunhat der Verein endlich eine neue Schulden-uhr bekommen. Auchdie Berliner Abendschauhat bereits von der neuinstallierten Schulden-uhr berichtet.Momentan läuft dieSchuldenuhr rückwärts,da das Land Berlin eine Schuldentilgungim Haushaltsplan vor-gesehen hat.

Neue Berliner Schuldenuhr
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Fragwürdige Radwegverbreiterung in Zehlendorf

Intakt, aber zu schmal

m nun den Radweg „denheutigen Erfordernissenentsprechend herzustel-len, damit nicht zu einem späte-ren Zeitpunkt erneut an dieserStraße gebaut werden muss“, soeine Auskunft des BezirksamtesSteglitz-Zehlendorf, wurde derRadweg verbreitert. Der Signal-mast der geplanten Fußgänger-ampel müsse in einemfestgelegten Abstand zum Rad-weg errichtet werden. Da derRadweg nun gleich auf die ange-strebte Breite von 1,60 Meter ge-bracht wurde, würdenerhebliche Kosten entfallen, diesonst bei der späteren Durchfüh-rung der Verbreiterung für dasUmsetzen des Signalmastessowie der Begleiteinrichtungenerforderlich gewesen wären, sodie Senatsverwaltung für Stadt-entwicklung in einem Schreiben. Unabhängig davon, dass derBund der Steuerzahler bezwei-

felt, dass die Verbreiterung über-haupt nötig war, stellt sich hier-bei aber die Frage, warum derRadweg – damit ein Signalmastnicht eventuell, irgendwann ein-mal, versetzt werden müsste –deswegen gleich auf einerStrecke von knapp 350 Meternverbreitert werden muss. Die Ausführungsvorschriftenzum Berliner Straßengesetz überGeh- und Radwege sehen zwarvor, dass Radwege, die neu her-gestellt werden, mindestens 1,60Meter breit sein sollen. Die Vor-schriften sehen aber nicht vor,dass vorhandene Radwege, diezugleich in bestem Zustand sind,verbreitert werden müssen.Für die Verbreiterung recht-fertigt sich die Senatsverwaltungnoch mit weiteren Argumenten.Die geringe Breite des vorhande-nen Radweges würde das Über-holen anderer Radfahrer undRadfahrerinnen nicht zulassen.Im Interesse des Fußgängerver-kehrs sei es nicht erwünscht,dass Radfahrer regelmäßig aufden Gehweg ausweichen. Dazustellt sich dich Frage, warum dasso in den letzten Jahren pro-blemlos funktioniert hat, zumalder Rad- und Gehweg ohnehinsehr wenig frequentiert ist. EineAnwohnerin, die nach eigenenAngaben täglich mindestens einMal mit dem Fahrrad die Mach-nower Straße entlang fährt, hatgegenüber dem Bund der Steuer-zahler erklärt, dass das Radfah-rer- und Fußgängeraufkommenin der Straße nur gering ist. DerBund der Steuerzahler Berlin hat

sich auch selbst ein Bild von derSituation gemacht. In der halbenStunde, in der ein Mitarbeitersich an einem belebten Wochen-tag den Radweg vor Ort angese-hen hat, haben auf demgenannten Teilstück gerade ein-mal neun Radfahrer den Radwegund vier Fußgänger den Gehwegbenutzt. Dabei muss erwähntwerden, dass die MachnowerStraße eine Hauptverbindungvon Kleinmachnow zum S-Bahn-hof Zehlendorf bzw. nach Zeh-lendorf-Mitte mit vielenGeschäften und Einkaufsmög-lichkeiten ist. Ein weiterer Grund für dieVerbreiterung bzw. für den Neu-bau des Weges sind laut Stadt-entwicklungsverwaltung undBezirksamt vorhandene Baum-stümpfe am Rand, die umfahrenwerden mussten. Hierzu berich-tet die Anwohnerin „Ich fahre dieStrecke täglich und musste nochnie ‚vorhandene Baumstümpfe’umfahren.“.Die ganze Sache vermittelt denEindruck, als hätte sich niemandvom Bezirksamt oder von der Se-natsverwaltung für Stadtent-wicklung jemals vor Ort einenEindruck von der Situation ver-schafft. Es gibt in der Gegend ge-nügend marode Radwege.Sicherlich kann das Geld des Son-derprogramms der Senatsver-waltung nicht anderweitigausgegeben werden. Aber mitder Kreativität, mit der hier für72.441 Euro ein intakter Radwegauf einer ca. 350 Meter langenStrecke neu gebaut wurde, hätteman sicherlich auch Wege findenkönnen, einen maroden Radwegzu sanieren – auch wenn dies inden Aufgabenbereich des Bezir-kes und nicht der Senatsverwal-tung für Stadtentwicklung fällt.Und zu guter Letzt: Dort wodie Lichtsignalanlage installiertwerden soll, muss nun doch wie-der alles aufgerissen werden.Denn die Radwegarbeiten warenbeauftragt und ein Hinauszögernder Arbeiten nicht möglich – derRadweg ist nun fertiggestellt. Die
Arbeiten an der Lichtsignalan-lage verzögern sich aber, denndie Verkehrslenkung Berlin istpersonell unterbesetzt undkonnte die Arbeiten noch nichtgenehmigen. 

Berlin Zehlendorf. Gemütliches Vorort-Flair auf der Machnower Straße.
Hier scheint die Welt in Ordnung zu sein. Vor den Einfamilienhäusern
gepflegte Geh- und Radwege, sauber und in bestem Zustand. Dieser be-
schauliche Anblick stört nur einen, nämlich die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung. Diese hat im Zuge des Neubaus einer Fußgängeram-
pel am Behringkrankenhaus die allgemeine Verkehrssituation auf der
Machnower Straße geprüft und kam zum Schluss: So wie es ist, kann es
nicht bleiben! Die Senatsverwaltung stört die Breite des Radweges.
Dieser habe eine Breite von 1,20 Metern, teilweise sogar „nur“ einem
Meter. Damit ein „komfortabler, benutzungsfreundlicher Radweg“ ent-
stehen kann, hat die Verwaltung daher sogleich Mittel aus dem Son-
derprogramm zur Verbesserung des Radverkehrs bereitgestellt, heißt
es in einem Schreiben der Behörde.
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Richtung

Zehlendorf Mitte

Gertraudenstraße verbreiterter Radweg

Wenig Verkehr, guter Zustand. 
So wie hier sah der Radweg 
vor der Verbreiterung aus.

Noch immer wenig Verkehr, dafür aber
mit den Idealmaßen der Senats-

verwaltung für Stadtentwicklung. 
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Mehrfache Umzüge des
Finanzamtes Lichtenberg

Städtebaulicher Dach-
schaden: Tramhaltestelle
am Hauptbahnhof

Steuerzahler muss zahlen,
weil Berlin Ende von
Windows XP verschläft
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Hauptausschuss soll Rückübertragung prüfen

Wendung im Schwarzbuchfall SEZ?

Oliver Höfinghoff (MdA, Pira-ten): „ Das SEZ (…) ist bekann-termaßen 2003 für einensymbolischen Euro an einen In-vestor aus Leipzig verschenktworden. Es gab die Auflage,nach spätestens fünf Jahren (…)den Sport- und den Bäderbe-trieb wieder zu gewährleisten.(…) Wer das SEZ (…) mal besuchthat (…), wird gesehen haben,dass da von Bäderbetrieb nichtwirklich die Rede sein kann.“
Hans Panhoff (Bezirksbau-stadtrat Friedrichshain-Kreuz-berg): „Herr Höfinghoff! Siemüssen vorsichtig sein mit dem,was Sie sagen, weil für gleich-lautende Aussagen, die Mitglie-der der BVV getroffen haben,Herr Löhnitz (SEZ-Käufer, Anm.d. Red.) gleich eine Unterlas-sungsklage losgelöst hat. Wirhaben mit einer Resolution inder BVV entsprechend reagiert,dass wir uns das Recht auf freieMeinungsausübung nicht verbie-ten lassen. (…) Es ist auch nichtdie einzige Klage. Es ist aucheine Schadenersatzklage durchHerrn Löhnitz angedroht. Es sindauch Klagen gegen die Senats-verwaltung gestartet wordenwegen Nichttätigkeit, also Untä-tigkeitsklagen. (…) Von der pla-nungsrechtlichen Situation hersieht es im Moment so aus, dasswir im Bezirk einen Aufstellungs-beschluss haben, der von demEigentümer gerichtlich ange-zweifelt wird, weil er meint, dassdieser Beschluss nicht richtigzustande gekommen ist. Es soll

auch eine forensische Untersu-chung stattfinden zu dem Thema:Wann wurden Unterschriftengeleistet? – So jedenfalls derWunsch des Eigentümers.“
Daniel Buchholz (MdA, SPD):„(…) angrenzend an den Volks-park Friedrichshain eine echteFiletlage, (…) Das wollten wirund wollen immer noch alsSport- und Erholungsfläche si-chern. (…)War das ein so intelli-genter Verkauf? – Aus heutigerSicht würden wir, glaube ich,klar sagen: Nein. Den würde kei-ner mehr machen. (…) wennman sich heute den Vertrag an-schaut (…), der offensichtlichnicht belastbare Formulierun-gen enthält, was die Verpflich-tung des Eigentümers angeht.Investor kann ich ihn gar nichtnennen, er hat bisher praktischnicht investiert, von 3,50 Euroabgesehen. (…) Was wir natür-lich jetzt nicht machen können,ist, dass wir sagen, ja, er hat esmal für einen Euro gekauft, undjetzt kriegt er ein paar Millionen(…), und hat sich dann mehr alseine goldene Nase mit diesemInvest verdient – das werdenwir in der Form sicherlich nichtunterstützen können. Was ichpersönlich ein Unding finde, ist,(…), dass der Eigentümer meint,er müsse Bezirksverordnete,Handelnde des Bezirks, mund-tot machen durch Unterlas-sungserklärungen, durchentsprechende Dinge, die er da öf-fent- lich tut.  (…), sind das keineehrabschneidenden Dinge ge-

wesen und auch keine unwah-ren Dinge, sondern er willschlichtweg die Leute mundtotmachen, das ist nicht in Ordnung.“
Katrin Lompscher (MdA,Linke): „Deshalb unterstütze ichausdrücklich das, was der Be-zirk Friedrichshain-Kreuzberghier veranlasst hat und erwarte,dass das Land Berlin, also na-mentlich der Senat, den Bezirkunterstützt in seiner Stra- tegie,eine kommerzielle Entwicklungdieses Areals und damit die un-rechtmäßige Herausziehungvon Wertzuwächsen in exorbi-tanter Höhe, wenn ich mal densymbolischen Euro ansetze, derseinerzeit geflossen ist, dass dasLand Berlin eine solche Strate-gie unterstützen muss.“
Andreas Otto (MdA, Grüne):„Wer macht eigentlich welcheVerträge im Land Berlin, undwieso geht das so oft schief? Dasist die Grundsatzfrage, die wiruns alle stellen. Und passierensolche Fälle in Zukunft nochöfter? Oder haben Sie inzwi-schen als Senat einen Werk-zeugkasten, der absichert (…),wenn Investitionsverpflichtun-gen nicht eingehalten werden,tatsächlich eine Rückabwick-lung oder dergleichen stattfin-det, damit wir nicht als Stadt-entwickler immer zuguckenmüssen, wie an Orten, wo wiruns eigentlich etwas anderesgewünscht hatten, gar nichtspassiert, Ruinen entstehen oderNutzungen, die nicht geplantwaren?“

Auf Antrag der Piratenfraktion
wurde Anfang März im Bauaus-
schuss des Berliner Abgeordne-
tenhauses das Thema „Sport- und
Erholungszentrum – Was soll aus
der Ost-Berliner Traditionsanlage
werden?“ behandelt. Immerhin

drei Jahre lang hatte der Antrag
schon im parlamentarischen Ber-
muda-Dreieck geschmort. Führt
die jahrelange Kritik des 
Bundes der Steuerzahler an 
dem Schwarzbuchfall jetzt zu
einer Wendung? Ergebnis: Der

Hauptausschuss des Abgeordne-
tenhauses soll jetzt die Rück-
übertragung des SEZ prüfen.
Einige Zitate aus der Sitzung des
Bauausschusses am 4. März 2015
haben wir im Folgenden für Sie
zusammengestellt:

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Mehrfache Umzüge des Finanzamtes Lichtenberg

Hin und Her

Dreimal umgezogen ist wie einmal abgebrannt,
sagt der Volksmund. Das Finanzamt Lichten-
berg ist innerhalb von fünfzehn Jahren sogar
fünfmal umgezogen. Befindet es sich in die-
sem Jahr in der Josef-Orlopp-Straße 62 oder
in Alt-Friedrichsfelde 60, fragten immer wie-
der verdutzte Steuerbürger. Der Bund der
Steuerzahler hat jetzt bei der Senatsverwal-
tung für Finanzen nachgefragt, was die fünf
Umzüge seit 1998 eigentlich gekostet haben.ereits im Jahr 1998 war das FinanzamtLichtenberg zum ersten Mal in die an-gemietete Josef-Orlopp-Straße 62 um-gezogen. Davor war die Behörde in derMagdalenenstraße untergebracht. Zu den da-maligen Kosten für den Umzug konnte die Senatsverwaltung für Finanzen aus ver-ständlichen Gründen allerdings keine Aus-künfte mehr geben. Die Akten enthieltendazu heute keine Unterlagen mehr, hieß es inder Aktenauskunft an den Bund der Steuer-zahler.Im März 2010 erfolge aufgrund einer Wirt-schaftlichkeitsbetrachtung der zweiteUmzug, diesmal nach Alt-Friedrichsfelde 60.Durch die landeseigene Unterbringung soll-ten nach Auskunft der Finanzverwaltung Ko-sten gespart werden. Die Umsetzung vonrund 240 Mitarbeitern inklusive kompletterMöblierung, 16.000 Umzugskartons, rund6.700 laufenden Akten-metern und rund400 laufen-

den Metern an Stahlregalen kostete den Steu-erzahler insgesamt 103.523,46 Euro. Nur gut ein Jahr später zog das FinanzamtLichtenberg im Mai 2011 aus Vorsorgegrün-den wegen des Verdachts auf Naphthalinwieder in die Josef-Orlopp-Straße 62 zurück.Damals hieß es, dass der Schadstoff aus Teer-pappe stamme, die früher in den Fußbödenverarbeitet worden sei. Umgesetzt wurdenwieder die rund 240 Mitarbeiter mit Ihrerkompletten Möblierung, 12.000 Umzugskar-tons, rund 3.500 laufenden Aktenmetern und400 laufenden Metern an Stahlregalen. EinTeil der Akten und des Mobiliars verblieb inAlt-Friedrichsfelde. Dieser dritte Umzug ko-stete laut Senatsverwaltung für Finanzen67.465,74 Euro.Zum vierten Mal mussten die 240 Lichten-berger Finanzbeamten ihre sieben Sachen imOktober 2012 packen. Nach erfolgter Schad-stoffsanierung ging es wieder zusammen mitkompletter Möblierung, 12.000 Umzugskar-tons, 3500 laufenden Aktenmetern und –man darf raten –  400 laufenden Metern anStahlregalen zurück nach Alt-Friedrichsfelde60. Dieser Umzug kostete allerdings nur36.720,62 Euro, weil sich das Umzugsunter-nehmen nach Senatsangaben verkalkulierthatte. Geholfen hat die Schadstoffsanierung am Standort Alt-Friedrichsfelde 60 aber offenbar nichts. Wegen anhaltender gesund-heitlicher Beschwerden der Mitarbeitermusste nach Auskunft der Senatsverwaltungfür Finanzen erneut unverzüglich Ab-hilfe geschaffen werden. Alsozogen im Mai 2013 zumfünften Mal wieder 240Mitarbeiter inklusivekomplet terM ö b l i e -

rung, 12.000 Umzugskartons, rund 3.500 lau-fenden Aktenmetern und rund 400 laufen-den Metern an Stahlregalen um. Ziel wardiesmal – man darf wieder raten – die Josef-Orlopp-Straße 62! Die Kosten beliefen sichdiesmal auf 62.457,69 Euro. Die konkrete Ursache für die gesundheit-lichen Beschwerden konnte allerdings auchin Zusammenarbeit mit dem Arbeitsmedizi-nischen Institut der Charité, dem Landesamtfür Gesundheit und technische SicherheitBerlin, dem Umweltbundesamt sowieSchadstoffgutachtern aufgrund feh-

B
Der Eingangsbereich zum landeseigenen 

Gebäudekomplex in Alt Friedrichsfelde 60.
Wegen des Verdachts auf Ausdünstungen von
Naphthalin war das Finanzamt Lichtenberg
zum zweiten Mal aus dem Gebäude gezogen.
Untersuchungen und Schadstoffsanierungen

waren ohne Wirkung geblieben. 

Der derzeitige Sitz des Finanz-
amtes Lichtenberg, das Gebäude

in der Josef-Orlopp-Straße
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Ankommen - Halten - Abfahren

Städtebaulicher Dachschaden

er Entwurf zeichne sichdurch zwei elegante, ge-schwungene Stahlbeton-schalen aus, die jeweils einenBahnsteig überdachen, beschriebdie Wettbewerbsjury 2011 dasSiegerkonzept. Die Schaleschließe an die nach oben ver-längerten Längswände desFahrtreppenschachtes an und lagere am äußeren Rand zusätz-lich auf sechs schlanken Stahl-stützen. Die einheitlicheGestaltung mit einem Materiallasse die Haltestelle trotz der 

dynamischen Form schlicht wir-ken. Durch die eigene Formen-sprache entziehe sich derEntwurf der Konkurrenz mit derumliegenden Bebauung und be-hauptet sich selbstverständlichim städtebaulichen Umfeld, hießes weiter. Davon dass das Ergebnis tat-sächlich außer Konkurrenz läuft,können sich die Reisenden am Hauptbahnhof leicht selbstüberzeugen. Die neuen Beton-konstruktionen sind fleckig. Löcher erlauben den Blick auf

die offenliegende Stahlarmie-rung. In einer Pressemitteilung derSenatsverwaltung für Stadtent-wicklung von 2011 hieß es da-mals, dass die Umsteigendendurch die langgestreckten Dach-konstruktionen trockenen Fußeszu U-, S- und Fernbahn gelangenwerden. Das Konzept sehe einemoderne Gestaltung vor, die der städtebaulichen Bedeutungdes Raums rund um den Haupt-bahnhof Rechnung tragen unddiesen optisch aufwerten wür-den. Der Bund der Steuerzahlermeint, dass die Betonschalen architektonisch durchaus einHingucker und technisch sicher-lich eine Herausforderung sind,bezweifelt aber, dass diese Betondächer schon bei leichtemWind wirklich vor Regen schüt-zen können. 

Der Bund der Steuerzahlerwollte daher wissen, was dieserstädtebauliche Spaß gekostet hat und stellte bei den BerlinerVerkehrsbetrieben (BVG) einenAntrag auf Aktenauskunft. Die Auftragssumme an die ausführende ARGE beträgt lautBVG 944.000 Euro. Bisher seienNachträge in Höhe von 86.500Euro beauftragt worden. Die Ko-sten für die Sanierung des unzu-reichend eingebauten Betonswürden der Firma obliegen. Vonden bisher vorliegenden Abschlagsrechnungen seien ent-sprechende Summen einbehal-ten worden. Man wisse aberheute noch nicht, ob die Firmaversuchen wird, ihre Mehrauf-wendungen bei der BVG geltendzu machen. Eine Wirtschaftlichkeitsbe-rechnung sei seitens der BVGnicht durchgeführt worden, hießes in der Aktenauskunft weiter.Auch unterliege die BVG nur ein-geschränkt den Regelungen derLandeshaushaltsordnung. Auchfehlte ein Hinweis nicht, derWettbewerb sei von der Senats-verwaltung für Stadtentwicklunginitiiert worden. Also hat derBund der Steuerzahler auch dortnoch nach einer Wirtschaftlich-keitsbetrachtung nachgefragt.Eine Antwort steht bislang abernoch aus. 
Wettbewerbsjury: „Die leichte
und kunstvoll filigrane Geste sei
entsprechend der Fahrdynamik
(Ankommen – Halten – Abfah-
ren) zu verstehen und verbinde
die beiden gegenüberliegenden
Plätze bzw. Straßenseiten ge-
schickt.“ 

Der Berliner Hauptbahnhof machte einst mit einem zu kurzen Dach von
sich Reden. Richtig lang hingegen sind die beiden neuen „elegant ge-
schwungene Haltestellenüberdachungen“ an der Tram direkt davor.
Damit haben Senat und BVG jetzt das Sieger-Gestaltungskonzept eines
Architekturwettbewerbes aus dem Jahr 2011 umgesetzt. Das Ergebnis
enttäuschte allerdings mit Löchern und Flecken. Der Bund der Steuer-
zahler fragte nach, was dieser städtebauliche Spaß den Steuerzahler
wieder gekostet hat. 

D

lender messbarer Befunde nicht geklärt wer-den, teilte die Verwaltung mit.  Aus diesemGrund hätten auch keine Regressforderun-gen geltend gemacht werden können. Warum mussten dann die Finanzbeamtenüberhaupt wieder umziehen? Immerhinhatte Finanzstaatssekretärin Magaretha Sud-

hof noch im März 2013 vor dem Hauptaus-schuss erklärt, dass in dem Gebäude auchnoch das Bezirksamt Lichtenberg und eineHochschule untergebracht, bei deren Mitar-beitern aber keine vergleichbaren Symptomeaufgetreten seien. Zudem sei das Finanzamtkreuz und quer über das Gebäude verteilt,

aber nur in den von dem Finanzamt genutz-ten Räumen seien bei Mitarbeitern Be-schwerden aufgetreten. Weiter hatte Sudhofdamals erklärt, sie persönlich habe daraufhinentschieden, dass nicht weiter das Gebäude,sondern die Bediensteten mit Symptomenbetrachtet werden sollten. 

http://bit.ly/Tramdach
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Bereits seit Jahren ist bekannt, dass Micro-
soft den Support für das Betriebssystem
Windows XP einstellen wird. Wer glaubt, dass
die Berliner Verwaltung zeitnah für den Ersatz
des veralteten Betriebssystems sorgt, der
irrt. Da die Umstellung nicht rechtzeitig voll-
zogen werden konnte, muss der Senat für viel
Geld eine Verlängerung des Supports mit 
Microsoft vereinbaren. twa 28.500 Behördenrechner laufennoch mit dem veralteten Betriebs-system Windows XP. Das geht auseiner Schriftlichen Anfrage der Piratenfrak-tion beim Berliner Abgeordnetenhaus her-vor. Den technischen Support für das 13Jahre alte Betriebssystem hatte Microsoft imvergangen Jahr eingestellt und diesen Schritt bereits im Jahr 2002 angekündigt. Mit demAuslaufen des Supports würden die Rechnerdamit zu Sicherheitsrisiko.Da die Umstellung nun verpasst wurde, hat

das IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ)einen Extra-Support mit Microsoft verein-bart. Kosten: 300.000 Euro. Ein Virenschutz-programm soll noch bis Ende 2015bereitgestellt werden.„Dass selbst eine planbare Heraus-forderung wie diese nicht erfolgreich an-gegangen werden kann, ist ein Armutszeug-nis für die Steuerung der Berliner Verwal-tungs-IT“, so der Sprecher für DigitaleVerwaltung Simon Weiß von der Piraten-fraktion. Das ITDZ bezeichnet die mit Micro-soft vereinbarte Supportverlängerung als„kostengünstiges Angebot“. Die Summe mussallerdings gezahlt werden, weil man esschlicht verschlafen hat, pünktlich für einenErsatz des veralteten Betriebssystems zusorgen. Die Finanzbehörden sind von dem Pro-blem nicht betroffen. Laut Finanzverwaltungsind die Rechner im Januar und Februar2015 umgestellt worden.

Steuerzahler muss zahlen, weil Berlin Ende von Windows XP verschläft

Teure Supportverlängerung

E

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.
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ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 72 Euro
im Jahr (36 Euro für Senioren ab dem 65. Lebensjahr) und ist steuerlich abzugsfähig. Die Mitgliedschaft ist
jährlich mit einer Frist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Ja, 

Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. 

Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-790 10 720 faxen oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.

Bitte unterstützen Sie unsere wichtige Arbeit gegen die Verschwendung von Steuergeldern! 

Broschüre „Frühjahrsputz“Broschürentipp

Wussten Sie, dass der Steuer-zahler 2,4 Mio Euro für spe-zielle Unterwasseranstrichefür Offshore-Windparks be-zahlt? Subventionen wie diese stehen alssymbolische Beispiele, dass es genug Spar-potenzial im Bundeshaushalt gibt. Deshalbhat der Bund der Steuerzahler die jährlicheAktion „Frühjahrsputz“ ins Leben gerufen.Wir stellen skurrile und unsinnige Förder-maßnahmen des Bundes, die bislang nichtim Fokus standen, exemplarisch vor. Bisherfanden die zahlreichen Bundesmittel fürKleinprojekte wenig Aufmerksamkeit –doch sind hier erhebliche Einsparungenselbst in Millionenhöhe möglich.Die Broschüre Frühjahrsputz kann kosten-los in der Geschäftstelle bestellt werden.
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Staatsopern-Affäre wird
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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Gerade bin ich mit dem neuen
Jahresbericht 2015 des Berliner
Rechnungshofes durch, der dieser
Tage erschienen ist. Anders als
das den schnelllebigen Medien
oder vielleicht Ihnen als Steuer-
bürger zuzumuten ist, schauen
wir uns nicht nur die Presserklä-
rung, sondern den ganzen aus-
führlichen Bericht sehr genau an. uf über 200 Seiten listetder Rechnungshof hierauf, wo es in der BerlinerVerwaltung hakt. Und das ist anvielen Stellen der Fall. Währendder Staat von uns Bürgern dieakribische und pünktlichste Ein-haltung immer komplexererSteuergesetze und bürokrati-scher Vorschriften mit Nach-druck einfordert, wollen esstaatliche Stellen mit ihren eige-nen Spielregeln offenbar selbstnicht immer sehr genau nehmen.Das Haushaltsrecht scheint zueiner unverbindlichen Empfeh-lung verkommen zu sein. Insbe-sondere bei den Zuwendungenkönnte einen manchmal leichtder Verdacht beschleichen, dasses vielleicht sogar politisch ge-wollt sein könnte, wenn die Ver-waltung mal „Fünfe gerade“ seinlässt und nicht ganz so genauhinschaut. Äußerst bedenklich finde iches auch, dass der Rechnungshofinsbesondere dem ehemaligen

Ressort unseres neuen Regieren-den Bürgermeisters ein regel-rechtes Armutszeugnis ausstellt.Immerhin hatte Michael Müllerdie Senatsverwaltung für Stadt-entwicklung von 2011 bis 2014geleitet, dort aber die seit Jahrenbestehenden Versäumnisse auchnicht beseitigen können. So sind bei der Planung und Fi-nanzierung von Bauinvestitionenvom Rechnungshof “erheblichesystemische Mängel“ festgestelltworden. Seit 2008 waren lautRechnungshof in den Doppelt-haushalten mehr als 75 Prozentder neu beginnenden Bau-maßnahmen der Hauptverwal-tung im Bereich Hoch- und Brük-kenbau ohne geprüfte undgenehmigte Bauplanungsunter-lagen veranschlagt worden. Derfinanzielle Anteil dieser Bau-maßnahmen an dem Ausgaben-volumen aller neu beginnendenBaumaßnahmen betrug sogar 90 Prozent. Damit hat die Se-natsverwaltung für Stadtent-wicklung auch unter der Leitungvon Müller massiv gegen gelten-des Haushaltsrecht verstoßen.Dass die Veranschlagung nichtfertig geplanter Baumaßnahmennicht nur theoretische Kostenri-siken in sich birgt, zeigen dievom Rechnungshof untersuchtenBauvorhaben. Bei nur neun untersuchten Baumaßnahmensei das Gesamtkostenvolumen

von geplanten 74,4 MillionenEuro um 28,6 Prozent gestiegen.Das macht dann mal eben 21,3 Millionen Euro an Mehrko-sten aus. Dass BER und Staats-oper noch nicht einmal dabeiwaren, zeigen schon die Zahlen.Die absolute Ausnahme nachdem Haushaltsrecht wurdedamit zur Regel pervertiert,plausible Begründungen aber re-gelmäßig nicht geliefert. Somitstanden dem Parlament für seineHaushaltsentscheidungen aberauch keine belastbaren Zahlenzur Verfügung.Auch den öffentlichen StraßenBerlins bescheinigt der Rech-nungshof einen besorgnis-erregenden Zustand. Die Schät-zungen der Bezirke zum Instand-haltungsrückstau summiert derRechnungshof zu aberwitzigen1,3 Milliarden Euro auf. Dabeihatte der Rechnungshof bereitsin seinen Jahresberichten 1999und 2005 Senat und Bezirksäm-ter aufgefordert, für eine be-darfsgerechte Bauunterhaltung

zu sorgen, um einen an die Sub-stanz gehenden Verfall der Straßeninfrastruktur zu vermei-den. Passiert ist dann aber kaumetwas. Die zuständige Senats-verwaltung für Stadtentwicklunghat noch immer nicht für die Einführung eines systematischenStraßenerhaltungsmanagementsgesorgt. Weder die notwendigenkonzeptionellen und sachlichenVoraussetzungen noch die erforderlichen Vorgaben seiengeschaffen worden. Wenn sienicht umgehend handele, wer-den die Mobilität und die wirtschaftliche Entwicklung Ber-lins durch eine zunehmend unzureichende Straßeninfra-struktur gefährdet, lautet dasvernichtende Fazit der Rech-nungsprüfer. 
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V

A
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Berliner Rechnungshof legt Jahresbericht 2015 vor

Haushaltsrecht ade

lljährlich legt der Rechnungshof vonBerlin seinen Jahresbericht vor. Alsunabhängige, oberste Landesbehördeist er mit weitreichenden Prüfungskompe-tenzen ausgestattet. Bei den Haupt- und Be-zirksverwaltungen sowie Landesunter-nehmen kann er in Akten und Schränkeschauen, die dem Bund der Steuerzahler alsgemeinnütziger Organisation verschlossenbleiben. Für uns ist das Grund genug, tieferals die Tagespresse in die Prüfungsergeb-nisse einzusteigen. Denn die Details zeichnenein Bild von weitreichendem Führungsver-sagens. 
In besorgniserregendem Zustand: 
Berlins StraßenBesonders schlecht kommt das ehemaligeRessort des neuen Regierenden Bürgermei-sters Michael Müller weg. In seiner Amtszeitzwischen 2011 und 2014 hat auch er es alsSenator für Stadtentwicklung und Umweltnicht geschafft, ein Erhaltungsmanagementfür die öffentlichenStraßen Ber-lins ein-

zuführen. Seine Senatsverwaltung hätte imRahmen ihrer gesamtstädtischen Leitungs-und Steuerungsverantwortung für dessenEinführung sorgen müssen, hat hierfür aberweder die notwendigen konzeptionellen undsachlichen Voraussetzungen noch die erfor-derlichen einheitlichen Vorgaben geschaffen.Wenn die Senatsverwaltung nicht umgehendhandle, werde die Mobilität und die wirt-schaftliche Entwicklung Berlins durch einezunehmend unzureichende Infrastruktur ge-fährdet. Die öffentlichen Straßen Berlins be-fänden sich nach wie vor in einembesorgniserregenden Zustand. Die Ausgabenfür die Straßenerhaltung seien seit Jahren er-heblich hinter den Erfordernissen zurück ge-blieben, lautet das vernichtende Urteil desRechnungshofes. Den Erhaltungsrückstausummiert der Rechnungshof nach Schätzun-gen der Bezirke zu mehr 1,3 Milliarden Euroauf. Durch den seit cirka 25 Jahren andau-ernden Unterhaltungsrückstau sei dieGrundsubstanz  der  Straßen  schwer  ge-schädigt.  Die  Ausgaben  für  dieStraßenerhaltung hät-ten nach An-

gaben der Bezirksämter bei Weitem nichtausgereicht, um  die  Erhaltungsaufgabenentsprechend den Anforderungen zu erfül-len. Interessant ist auch eine Darstellung desRechnungshofes, wonach der Rückstand imJahr 1993 bei gerade einmal gut 10 MillionenEuro gelegen habe. „Innerhalb von 22 Jahrenhat sich damit der Instandhaltungsrückstandum mehr als den Faktor 120 erhöht. Wennman die Infrastruktur so auf Verschleiß fährt,kommt irgendwann trotzdem das dickeEnde“, rechnet der Berliner BdSt-Vorsitzen-der Alexander Kraus vor. Dabei ist die Erhal-tung der bestehenden Straßeninfrastrukturdurch Unterhaltungs- und Verbesserungs-maßnahmen eine Kernaufgabe Berlins nachdem Berliner Straßengesetz, das auch diedafür gesetzlich vorgesehenen Instrumenteaufführt. Für die Planung, Leitung und Steue-rung ist die Senatsverwaltung für Stadtent-wicklung als Hauptverwaltung zuständig.Diese schiebt ihre Versäumnisse allerdingsauf die auf Haushaltskonsolidierung ausge-richtete Finanzpolitik des Senats der vergan-genen Jahre. Sie  habe  ihr  Ziel  jedochaufgrund  haushaltspolitischer Zwänge nichtumsetzen können. Die Senatsverwaltung fürFinanzen gibt hingegen zu Bedenken, dassden Bezirken in den Jahren 2006 bis 2013 in-vestive Mittel in dreistelliger Millionenhöhefür die Straßen zugewiesen worden seien, je-doch nur ein Viertel davon zweckentspre-chend verwendet worden sei. Damit schiebtsie  die Verantwortung auf die Bezirke,die dadurch den Sanierungsstau verur-sacht hätten. 
Zuwendungen für Kultur und Sport: 
Augen zugedrücktKritisiert hat der Rechnungshof auch diemangelhafte Kontrolle von Zuwendun-gen an zwei Theater sowie an zweiSportverbände für die Ausrichtung voninternationalen Sportturnieren. Die Se-natskanzlei beim Regierenden Bür-germeister hatte ab 2011 zweiangeblich in Schieflage geratenenTheatern Projektförderungen ge-währt, um ihren Spielbetrieb weiteraufrecht erhalten zu können. Be-gründet hätten dies die Theaterbe-triebe mit ihrer schwierigenfinanziellen Situation und einemfälligen, nicht verlängerbarenBankdarlehen, weshalb eine In-solvenz gedroht habe. Weiter-hin hatte die Senatskanzlei die

Auch in diesem Jahr zeichnet der Rechnungshof wieder ein schlechtes Bild der Berliner Ver-
waltung. Der guten Ordnung halber muss aber auch erwähnt werden, dass zahlreiche Prüfungen
ohne schwerwiegende Beanstandungen bleiben und daher gar nicht seinem Jahresbericht lan-
den. Dafür geben die aufgelisteten Ergebnisse aber umso mehr Anlass zur Besorgnis. Der Bund
der Steuerzahler hat sich daher das über 200 Seiten starke Dokument genauer angesehen. 

A
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Das Land Berlin kann in diesem
Jahr erneut mit zusätzlichen
Steuereinnahmen rechnen. Das ist
das Ergebnis der regionalisierten
Daten der Steuerschätzung vom
Mai 2015. anze 820 Millionen Eurowird das Land Berlin indiesem und in den näch-sten zwei Jahren zusätzlich ein-nehmen, so die Ergebnisse derMai-Steuerschätzung. Für das ak-tuelle Haushaltsjahr rechnen dieSchätzer mit 294 Millionen Euroan Mehreinnahmen gegenüberden Planungen im Nachtrags-haushalt.Berlins Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD) warnte in einerPressemitteilung davor, ange-sichts der zu erwartenden zu-sätzlichen Steuereinahmen inFinanzpolitische Euphorie zuverfallen. „Die erheblichen Risi-ken aus den internationalen Kri-sen bestehen fort und bedrohen

weiter die wirtschaftliche Erho-lung Europas. Darüber hinausgibt es ganz konkrete Risiken ausgeplanten Steuerrechtsänderun-gen des Bundes, die nicht in deraktuellen Steuerschätzung ent-halten sind und allein für BerlinMindereinnahmen von über 100Millionen Euro pro Jahr verursa-chen können“, so Kollatz Ahnen. Den Ankündigungen von Bun-desfinanzminister WolfgangSchäuble, den vom Bund derSteuerzahler seit langem gefor-derten Abbau der Kalten Pro-gression endlich in die Tat

umzusetzen, erteilt Kollatz-Ahnen jedoch eine Absage. „FürSteuersenkungen ist finanzpoli-tisch einfach kein Spielraum vor-handen“. Die Länder undGemeinden bräuchten ihre Ein-nahmen, um die gesetzlich vor-gegebenen Aufgaben erfüllen zukönnen. Kollatz-Ahnen nannte indiesem Zusammenhang das Be-völkerungswachstum in Berlin,das zu Mehrbedarfen bei Kitas,Schulen, Hochschulen oder Woh-nen führt.Berlin schreibt schwarze Zah-len. Finanzpolitisch ist sehr wohl

Spielraum vorhanden, denn diezusätzlichen Steuereinnahmenlassen Berlin bis zum Jahr 2017Überschüsse von bis zu einerMilliarde Euro erwarten. DieHälfte des Betrages soll für dieSchuldentilgung verwendet wer-den, der andere Teil wird nachden Plänen des Senats dem Son-dervermögen Infrastruktur derWachsenden Stadt zugeführt. Al-lein für den Abbau des Investiti-ons- und Sanierungsstaus stündedem Finanzsenator dann bis2017 über eine Milliarde Eurozur Verfügung. 

Regionalisierte Ergebnisse der Steuerschätzung

Finanzsenator gegen Entlastung der Steuerzahler

2015 2016 2017

Nachtragshaushalt 2015 17.693

Eckwerte 2016/2017 18.536 19.369

Steuerschätzung Mai 2015 17.987 18.861 19.570

Differenz in Mio. € 294 325 201

Regionalisierte Ergebnisse für Berlin (Mio. €)

Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen BerlinG

Projektförderung an die Auflage gebunden,dass einer der Zuwendungsempfänger imFalles eines Bilanzgewinns Fördermittel von200.000 Euro zurückzahlen müsse. Der Rechnungshof hat nun festgestellt,dass beide Theater miteinander enge ge-schäftliche Verflechtungen unterhielten, sodass die Gefahr bestünde, dass sich die Zu-wendungsempfänger einer Rückzahlungs-pflicht dadurch entzögen, indem einBilanzgewinn vermieden wird. Weiterhinkonnte der Rechnungshof auch bei beidenZuwendungsempfängern feststellen, dassüberhaupt kein entsprechendes Bankdarle-hen fällig war. Kritisiert hat der Rechnungs-hof auch, dass die Projektförderung gleich füreinen Bewilligungszeitraum von zwei Jahrenin einem Betrag und nicht erst bei Bedarfausgezahlt worden war. Ebenfalls habe dieSenatskanzlei hingenommen, dass ein Ge-schäftsführergehalt 2011 entgegen einerAuflage nicht auf 80 Prozent abgesenkt wor-den sei und 2012 Aufwendungen für Bewir-tungen und Premierenfeiern über 24.300Euro nicht als unangemessen beanstandetworden seien. Ebenfalls habe man sich nichtden sparsamen Einsatz von Mietzahlungenfür Wohnungen zur Unterbringung von aus-wärtigen Schauspielern und Regisseurennachweisen lassen. Im Jahr 2012 wären

66.500 Euro für sieben Wohnungen geleistetworden, wobei für zwei Wohnungen keineMietverträge vorgelegen und teilweise leergestanden hätten. Die Senatskanzlei verweist auf die kultur-politische und touristische Bedeutung derPrivattheater. Die Entscheidung zur Förde-rung sei unter hohem Zeitdruck erfolgt. Derübliche politisch-adminstrative Ablauf habedaher nicht eingehalten werden können. Der für Sport zuständigen Senatsverwal-tung für Inneres wirft der Rechnungshof er-hebliche Mängel und schwerwiegendeVerstöße bei der Bewilligung von Zuwen-dungen an zwei Spitzenverbände des Sportsvor. Diese hatten in den Haushaltsjahren2010 bis 2012 insgesamt 1,9 Millionen Eurofür die Durchführung von internationalenSportveranstaltungen in Berlin erhalten.Grundsätzlich darf das Land aufgrund desSportförderungsgesetzes förderungswürdi-gen Sportorganisationen Zuwendungen fürdie Durchführung von Wettkämpfen in Berlingewähren. In einer Richtlinie des Senats istzudem gefordert, dass nur diejenige Ausgabebezuschusst werden, die der Veranstalternicht durch den Einsatz von angemessenenEigenmitteln und allen sonstigen Einnahme-möglichkeiten, wie z.B. Eintrittsgeldern, Wer-beeinnahmen, Sponsorenleistungen und

Fernseheinnahmen decken kann. Bei denbeiden geförderten Projekten hatten die Spit-zenverbände die Durchführung und Ver-marktung der Sportereignisse jeweils anTochtergesellschaften übertragen und mitder Senatsverwaltung lediglich die garan-tierten Einnahmen mit diesen Gesellschaftenabgerechnet. Die tatsächliche Höhe der Ge-samteinnahmen aus den geförderten Projek-ten bei den Gesellschaften war derSenatsverwaltung nicht bekannt. Erst aufVeranlassung des Rechnungshofes fragte derSenat bei den Sportverbänden nach. Herauskam, dass die zusätzlich erzielten Einnahmendie Garantieeinnahmen erheblich übertrafen.Die Senatsverwaltung für Inneres und Sporträumte in Ihrer Stellungnahme ein, dass derEinsatz von Eigenmitteln nicht ausreichenddokumentiert und beschrieben worden sei.Sie wolle darüber hinaus künftig stärker dasSubsidiaritätsprinzip beachten, nachhaltigerdie vollständige Offenlegung erzielter Ein-nahmen einfordern sowie den Eintritt auflö-sender Bedingungen sorgfältig prüfen. DerBund der Steuerzahler schließt sich der Mei-nung des Rechnungshofes hierzu an: Die Se-natsverwaltung soll künftig bei derFörderung internationaler Sportveranstal-tungen die zuwendungsrechtlichen Vor-schriften einhalten. 
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Untersuchungsausschuss beginnt mit der Arbeit

Staatsopern-Affäre wird aufgearbeitet

m Herbst 2017 soll es soweit sein: Die Ber-liner Staatsoper unter den Linden soll wie-dereröffnet werden. Vier Jahre nach demgeplanten Fertigstellungstermin werden sichdie Baukosten von den bis dahin geplanten239 Millionen Euro auf 389 Millionen Euroerhöht haben. Viele Sonderwünsche und un-vorhersehbare Dinge haben die Kosten in dieHöhe getrieben. Die Decke des Gebäudeswurde angehoben, damit sich die Nachhall-zeit um 0,5 Sekunden verlängert, im äußerstschwierigen Untergrund wurde ein Verbin-dungstunnel errichtet, der das Magazinge-bäude unterirdisch mit dem Opernhausverbindet, und die Bühnentechnik wird kom-plett erneuert. Für die einen mehr, für die an-deren weniger überraschend waren dieProbleme, die im Zuge der Bauarbeiten auf-traten. Die Bausubstanz war marode, Dek-kenträger morsch, die Bodenverhältnisseerwiesen sich als schwierig, im Untergrundstieß man auf historische Pfähle.Die Opposition im Abgeordnetenhauswirft dem Senat vor, nicht solide geplant unddie Kosten schöngeredet zu haben und er-hofft sich eine zügige Aufklärung über die Ur-sachen, Konsequenzen und Verantwortungfür die Kosten- und Terminüberschreitungenbei der Sanierung der Staatsoper unter denLinden. Die Einsetzung des Untersuchungs-ausschusses sei erforderlich gewesen, weildie Fragen zu Fehlern und Versäumnisse beider Planung und Durchführung der Sanie-

rung in den zuständigen Fachausschüssendes Parlaments nicht umfänglich geklärtwerden konnten, so die Oppositionsparteienin einer gemeinsamen Pressemeldung.Anfang Mai ist der Staatsoper-Untersu-chungsausschuss zu seiner ersten, konstitu-ierenden Sitzung zusammengekommen. Inden nächsten 12 Monaten soll der Ausschussdie politische Verantwortung für die Bauver-zögerungen und die Kostenexplosion klären.Auf insgesamt 18 Sitzungen will der Vorsit-zende des Ausschusses, Wolfgang Brauer(Linke), insgesamt 22 Zeugen befragen, dar-unter der damalige Bürgermeister Klaus Wo-wereit und sein Nachfolger Michael Müller(beide SPD), Bau-Staatssekretärin Regula Lüscher, Ex-Stadtentwicklungssenatorin Ingeborg Junge-Reyer (SPD) und Generalmu-sikdirektor Daniel Barenboim. 

Kostenexplosion. Das ist eines der Schlagworte, die nicht nur im Zusammenhang mit dem neuen
Berliner Hauptstadtflughafen genannt werden. Auch die Bauarbeiten an der Staatsoper unter
den Linden sind mittlerweile erheblich teurer geworden als geplant. Und auch der Fertig-
stellungstermin wurde mehrfach verschoben. Wie es dazu kommen konnte soll nun ein Unter-
suchungsausschuss klären.

I
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Mitgliederversammlung 2015
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am Mittwoch, dem 16. September 2015 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2014 und aktuelle Themen 20153. Jahresabschluss 20143.1. Bericht über den Jahresabschluss 20143.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20143.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20143.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 20144. Satzungsänderung Verwaltungsrat und Vorstand beantragen gemeinsam aufgrund von Änderungen im Gemeinnützigkeitssteuerrecht, nach § 20 Abs. 1 Satz 1unserer Satzung folgenden Halbsatz einzufügen: „(...), das es unmittelbar 

und ausschließlich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat.“ 5. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung6. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2014 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehenwerden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
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Der Vorsitzende des Bundes der
Steuerzahler Berlin, Alexander
Kraus, erklärte bereits zum zwei-
ten Mal in diesem Jahr in dem Ka-
beleins-Format „Der Stein des
Anstoßes“ Fälle von Steuergeld-
verschwendung. Thema in dem am
9. Juni ausgestrahlten Beitrag:
Mal wieder die 2014er Schwarz-
buchfälle Sitzkiesel und Perlen-
kette aus Licht. Zeitgleich erfuhr
der BdSt: Es werden noch mehr
Sitzkiesel gebaut, und diese ko-
sten nochmals 100.000 Euro!ährend der Dreharbei-ten zu dem Beitrag „DerStein des Anstoßes“ mitder K1-Moderatorin KathyWeber lag eine Auskunft vom Be-zirksamt Mitte zu den Kosten fürnoch weitere Sitzkiesel im Moa-

biter Kleinen Tiergarten nochnicht vor. Nur, dass die Kostenvon bislang rund 360.000 Euronoch weiter steigen werden,konnte BdSt-Vorsitzender Krausschon ankündigen (s. Video).Denn die Zahl der Sitzkiesel wirdnoch weiter auf dann 17 Stückerhöht. Weder das massive Me-dienecho auf den Schwarzbuch-fall 2014 noch Anwohnerpro-teste und ein Antrag der Piraten-fraktion in der Bezirksverordne-tenversammlung auf „Evaluationder Sitzkiesel“ konnten der selt-samen Vermehrung der Beton-skulpturen Einhalt gebieten. Dieweiteren drei Sitzkiesel im letz-ten Bauabschnitt sollen nunnochmals gut 100.000 Euro ko-sten. Da die Gesamtkosten für dieParkumgestaltung auch schon

um bereits über 40 Prozent auf7,8 Millionen Euro gestiegensind, glaubt der Bund der Steuer-zahler nicht, dass der Bezirk beieiner Finanzierung aus eigenenMitteln ebenfalls so vehement anden Sitzkieseln festgehaltenhätte. Die Finanzierung der Maß- nahme erfolgt nämlich zu zweiDritteln aus Landes- und zueinem Drittel aus Bundesmitteln.

Bald sogar 17 Sitzkiesel im Kleinen Tiergarten

Kosten steigen auf 460.000 Euro

W
BdSt-Vorsitzender Kraus bekam
die Antwort zu weiteren Kosten
erst nach den Dreharbeiten von

der Verwaltung.

Beitrag ansehen:http://bit.ly/1dg7g53
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taz erhält Millionen an
„Staatsknete“ für Neubau

Aufwendiger Fußgänger-
tunnel an Senats-
verwaltung

Pankower Lichtinstalla-
tionen schon nach drei
Jahren kaputt

Regnungshof rügt Reform
der Vergaberichtlinien

Einladung zur Mitglieder-
versammlung 2015
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Am 23.06.2015 fand das 15. Hof-
fest des Regierenden Bürgermei-
sters von Berlin statt. Finanziert
wurde das Fest unter anderem
auch von Berliner Landesunter-
nehmen.uch in diesem Jahr hatder Bund der Steuerzah-ler Berlin das Hoffest des

Regierenden Bürgermeistersvon Berlin als Verschwendungvon Steuer- und Gebührengeldkritisiert. Gegenüber der Nach-richtenagentur dpa sagte der Vorsitzende des Vereins, Alexander Kraus, dass unter den Sponsoren auch mehrereLandesunternehmen seien, darunter z.B. die Berliner Ver-

kehrsbetriebe (BVG) und dieBerliner Stadtreinigungsbe-triebe (BSR). Die öffentlichen Einrichtungenbeteiligten sich mit mehr als80.000 Euro an der Finanzierungdes Hoffests, sagte Kraus undforderte, die Landesunterneh-men vom Sponsoring auszu-nehmen.

Hoffest des Regierenden Bürgermeisters 

Alle Jahre Wieder

A
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Gemeinschaftsaugabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

taz erhält Millionen an „Staatsknete“ für Neubau

n seiner Schriftlichen Anfragevom 15. Mai wollte der CDU-Abgeordnete Kurt Wansnerwissen, wie viel Geld bzw. geld-werte Vorteile die „taz“ für ihrenGebäudeneubau in der Kreuz-berger Friedrichstraße erhalte.Dabei zählte Wansner in seinerFrage Fördergelder, Subventio-nen und auch ausdrücklich Ver-günstigungen auf. Die Senats-verwaltung für Wirtschaft, Tech-nologie und Forschung teiltedazu mit, dass der Tageszeitung„taz“ für das Investitionsvorha-ben Fördermittel in Höhe von

3.779.970 Euro bewilligt wordenseien. Dabei beträfen die Zuwen-dungen nicht ausschließlich denNeubau des Verlagsgebäudes,sondern auch Investitionen inbewegliche und immaterielleWirtschaftsgüter, die teilweiseschon am bisherigen Standortrealisiert wurden und nach Fer-tigstellung des Neubaus mit indie neue Betriebsstätte genom-men werden. Die Fördermittelwürden aus der Gemeinschafts-aufgabe „Verbesserung der re-gionalen Wirtschaftsstruktur“(GRW) stammen. Aus weiteren

Programmen werde das ge-nannte Investitionsvorhabennicht unterstützt, heißt es aus-drücklich weiter.   Keine Rede ist in der Drucksa-che allerdings davon, dass derLiegenschaftsfonds Berlin am 1. Dezember 2014 einen Kauf-vertrag mit der taz Verlags- undVertriebsgesellschaft GmbH fürein circa 1.360 Quadratmetergroßes Grundstück in der Fried-richstraße 21-22 beurkundethat, wie aus einer Pressemittei-lung der landeseigenen Gesell-schaft hervorgeht. Die taz wer-de dort ein Gebäude für Redak-tion und Verlag errichten. Eshandle sich um eines der letztengroßen Grundstücke in der süd-lichen Friedrichstadt in Fried-richshain-Kreuzberg. Aufgrundseiner Größe, der zentralen Lageund mit dem weltbekannten Museum als direktem Nachbar

gehöre das Grundstück zu denTop-Objekten Berlins. Am 30. Oktober 2013 habe derSteuerungsausschuss des Lie-genschaftsfonds einstimmig derDirektvergabe aus wirtschafts-politischen Gründen des Grund-stücks Friedrichstraße 21-22 an die „taz“ zugestimmt. Die südliche Friedrichstadt sei seitjeher ein traditionelles Zeitungs-viertel gewesen. In dieser expo-nierten Lage werde dieserTradition wieder Rechnung ge-tragen. Was das Grundstück gekostethat erfährt man allerdings auchnicht beim Liegenschaftsfonds,sondern interessanterweise aufder Internetseite der „taz“. Dem-nach beliefen sich die Grund-stückskosten auf angeblich 2,042 Millionen Euro. Bei derVergabe hätte das jeweilige Kon-

Die linksalternative Tageszeitung „taz“ erhält für den geplanten Neu-
bau eines Verlagsgebäudes in der Kreuzberger Friedrichstraße und In-
vestitionen in Wirtschaftsgüter Fördermittel in Höhe von fast 3,8
Millionen Euro aus dem Staatssäckel. Dies teilte die Senatsverwaltung
für Wirtschaft auf die Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Kurt
Wansner (CDU) im Berliner Abgeordnetenhaus mit. Das scheint aber
nicht die einzige „Staatsknete“ in Millionenhöhe zu sein, wie Steuer-
mitteln im Jargon der „taz“ sonst so verächtlich heißen. 

I

berlinbaut - fragt sich nur was?

Aufwendiger Fußgängertunnel an Senatsverwaltung

Der Bund der Steuerzahler kriti-
sierte im Tagesspiegel einen auf-
wendigen Fußgängertunnel vor
dem Gebäude der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung als
übertrieben. Das Provisorium soll
Passanten vor herabstürzenden
Fassadenteilen des 18-stöckigen
Hochhauses an der Württembergi-
schen Straße schützen und sym-
bolisiert damit unfreiwillig die
Liegenschaftspolitik des Senats:
Kaschieren statt sanieren. Stan-
dardbauteile hätten es nach An-
sicht des Vereins auch getan,
sähen aber an einem Regierungs-
gebäude wohl nicht gut genug aus. Das Hochhaus wurde1957 für die damaligeBausenatsverwaltung er-baut. Es steht heute als typischesVerwaltungsgebäude der 1950erJahre unter Denkmalschutz.Wegen des Stahlbetonskeletts sei

der Plan, die Fassade des Hauseszu sanieren und energetisch zuertüchtigen, nicht ohne Tücken,heißt es auf der Seite der BIMBerliner Immobilienmanage-ment GmbH, die als 100-prozen-tige Landestocher für dasGebäude zuständig ist. Auf einer Länge von über 70Metern schützt nun seit übereinem Jahr ein aufwendiger Tun-nel Passanten. Offenbar mit ei-nem Unterbau aus Gerüstbau-teilen ist die Passage aufwändigmit Holz verkleidet und sorgfäl-tig in weiß und rot gestrichen.Innen sind Schautafeln angebracht. Ein Gutachten habe ergeben,dass bei dem Haus die Gefahrherab fallender Fassadenteile be-stünde. Der Tunnel sei eine prä-ventive Maßnahme, um Fuß-gänger zu schützen, zitiert derTagesspiegel die BIM. Zudem warvon der BIM mitgeteilt worden,

dass der Tunnel für 200.000 Eurogekauft worden sei und auch an an-derer Stelle genutzt werden könne. “Berlin hat einen Instandhal-tungsrückstau an öffentlichenGebäuden in Milliardenhöhe. Esist unvertretbar, die knappenMittel in einen derart aufwändi-gen Fußgängertunnel statt in dieeigentliche Sanierung des Hau-ses zu stecken“, sagte der Vorsit-

zende des Bundes der Steuerzah-ler Berlin, Alexander Kraus, demTagesspiegel. “Die Absicherungmit Standardbauteilen hätte völ-lig ausgereicht. Die behaupteteWiederverwendbarkeit an ande-rer Stelle nehme ich der Verwal-tung aufgrund der maßgenauenAnpassung an Straßengefälleund Bäume nicht ab.“, so Krausweiter. 

Maßgeschnei-
derter Tunnel

um Bäume und
Straßengefälle.

D

wweeiitteerr  aauuff  SSeeiittee  33



3
Landesbeilage Berlin I Juli/August 2015

Transparent Berlin

„Polychromie achitekturale“

Pankower Lichtinstallationen schon nach drei Jahren kaputt

ie Lichtplastiken wurden im Frühjahr2012 aus jeweils drei verschiedenfar-bigen Leuchtkörpern aus Acrylglas zu-sammen gefügt und südlich vor derS-Bahnbrücke sowie am Pastor-Niemöller-Platz, am Ossietzkyplatz und an der Pase-walker Straße auf einer Trägerkonstruktionin fünf bis sechs Metern Höhe angebracht.Gekostet hatten die vier Kunstwerke damalsimmerhin 130.000 Euro. Diese Leuchtstelen würden die Topogra-phie des jeweiligen Ortes aufgreifen. Sieseien zudem Signetflächen, destilliert ausden jeweiligen Flurplänen der Plätze undStraßen Pankows. Die einzelnen Lichtflächenspiegelten zudem Verkehrsintensitäten, Ge-bäudestrukturen, Straßenflächen, Vegetati-onsdichte und den Wasseranteil der Pankewider, beschrieb damals die Künstlerin ihrWerk. Tatsächlich erinnern die Plastiken ent-fernt an den Stadtplanausschnitt an ihrem je-

weiligen Standort. Die Lichtobjekte chan-gierten zudem zwischen konstruktivistischerFormensprache und Straßenschildern, dieihrer Bedeutung enthoben seien, hieß es da-mals auf der Internetseite des Bezirksamtes.Sie seien damit deutlich sichtbar und als ei-genständige plastische Arbeiten irritierendeMomente im alltäglichen pulsierenden städ-tischen Leben, meinte die Künstlerin. „Leider irritiert einen heute in Berlin fastgar nichts mehr, auch nicht dass jetzt aus ka-puttem Kunstschrott billige LED-Klebestripsheraushängen“, sagte der Berliner BdSt-Vor-sitzende Alexander Kraus.Die Künstlerin Veronika Kellndorfer zeigtesich dem Bund der Steuerzahler gegenüberbestürzt. Man dürfe nicht aufhören, Kunst anOrten zu installieren, an denen diese über-rascht und nicht unbedingt erwartet wird.Für sie sei es auch ein aufklärerischer undzutiefst demokratischer Gestus, Kunst nicht nur in Museen und Galerien zu zeigen. Sonsthätte die kleine Minderheit in unserer Ge-sellschaft gewonnen, die ihr aggressives Po-tential dazu einsetzt Dinge zu zerstören, diesie nicht versteht. 
Künstlerin Veronika Kellndorfer zu den Licht-
installationen am Ossietzkyplatz und in der
Pasewalker Straße: „Ich bin sehr bestürzt dar-
über, dass meine Arbeit so mutwillig beschä-
digt worden ist.“

Im Schwarzbuch 2012 hatte der Bund der Steuerzahler die Aufstellung von vier Leuchtstelen in
Pankow kritisiert. Diese hatte der Bezirk damals aufgrund einer Verwaltungsvorschrift des
Stadtentwicklungssenats, der ABau, als Kunst am Bau verpflichtend im Rahmen einer Straßen-
baumaßnahme aufstellen müssen. Zur gleichen Zeit war das Land Berlin wegen der Vernach-
lässigung seiner Verkehrssicherungspflichten auf den maroden Pankower Gehwegen verurteilt
worden. Sehr nachhaltig war diese Kunstmaßnahme aber leider auch nicht. Zwei der Lichtin-
stallationen sind jetzt bereits nach nur drei Jahren dem Vandalismus zum Opfer gefallen. Die
Künstlerin zeigte sich dem Bund der Steuerzahler gegenüber bestürzt. 

D

zept im Vordergrund gestandenund nicht der gebotene Grund-stückspreis, heißt es dort weiter.Diese Information hätte der Abgeordnete Wansner eigentlichauch in der Senatsantwort aufseine parlamentarische Anfrageerwartet. Gegenüber dem Bundder Steuerzahler erklärte er, dasser es dabei nicht belassen wolleund den Senat weiter fragenwerde. Zu klären sei auch, ob der Bereich überhaupt für so einGebäude nutzbar ist und ob esüberhaupt eine Ausschreibunggegeben habe. Er selbst hält die

Ansiedlung der taz auf demGrundstück für falsch und verweist auch auf Anwohnerpro-teste. Den Grundstückspreis hält derBund der Steuerzahler  bei einemQuadratmeterpreis von rund

1.500 Euro für ein Grundstück indieser exponierten Lage auch füräußerst kulant und vermisstdiese geldwerte Vergünstigungin der Antwort auf die parlamen-tarische Anfrage des Abgeordne-ten Wansner.  Zu bezweifeln istnach Ansicht des Vereins zusätz-lich auch, dass durch die Förde-rung des Investitionsvorhabensdas Gesamteinkommen in demjeweiligen Wirtschaftsraum un-mittelbar und auf Dauer erhöhtwird und gleichzeitig neue Dau-erarbeitsplatze geschaffen odervorhandene gesichert werden.

Diese Voraussetzungen müssenfür eine GRW-Förderung norma-lerweise zwingend erfüllt sein. Die Liegenschaftsfonds BerlinGmbH & Co. KG vermietete und verkaufte provisionsfrei landeseigene Immobilien. IhreAufgaben wurden zum 1. März2015 durch die BIM Berliner Im-mobilienmanagement GmbHübernommen. Im Aufsichtsratder landeseigenen Gesellschaftsaßen drei Staatssekretäre, zweiBezirksbürgermeister und fünfMitglieder des Abgeordneten-hauses. 

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Mitgliederversammlung 2015
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am Mittwoch, dem 16. September 2015 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2014 und aktuelle Themen 20153. Jahresabschluss 20143.1. Bericht über den Jahresabschluss 20143.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20143.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20143.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 20144. Satzungsänderung Verwaltungsrat und Vorstand beantragen gemeinsam aufgrund von Änderungen im Gemeinnützigkeitssteuerrecht, nach § 20 Abs. 1 Satz 1unserer Satzung folgenden Halbsatz einzufügen: „(...), das es unmittelbar 

und ausschließlich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat.“ 5. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung6. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2014 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehenwerden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

Senat beschließt geänderte Vergabepraxis - Rechnungshof rügt Vorgehensweise

Reform der Vergaberichtlinien

Mit deutlichen Worten hat der Berliner Lan-
desrechungshof den Beschluss des Senats zur
Änderung der Wertgrenzen bei der Vergabe
von öffentlichen Aufträgen gerügt. Der Berli-
ner Senat hatte Anfang Februar dieses Jahres
beschlossen die Vergaberichtlinien zu ändern.ie jüngst beschlossene Vergabereformsteht in der Kritik des Landesrech-nungshofes. Insbesondere die Anhe-bung der Wertgrenzen, die festlegen, abwelcher Summe Aufträge des Landes öffent-lich ausgeschrieben werden müssen, ist derRechnungshofpräsidentin Marion Claßen-Beblo ein Dorn im Auge. Die neue Regelung sieht vor, dass die Ober-grenze für die freihändige Vergabe im Rah-men der Vertragsordnung für Bauleistungen(VOB) von 10.000 Euro auf 20.00 Euro fürHochbauleistungen bzw. 50.000 Euro für alleanderen Bauleistungen steigt. Die Grenzenfür beschränkte Ausschreibungen nach derVOB, bei denen Behörden mehrere Angeboteeinholen müssen, steigen von maximal150.000 Euro auf maximal 500.000 Euro, jenach Art der Bauleistung. Bei der Vergabevon Liefer- und Dienstleistungen (VOL) steigtdie Obergrenze für die freihändige Vergabevon 7.500 Euro auf 10.000 Euro, bei den be-schränkten Ausschreibungen steigen dieGrenzen von 25.000 Euro auf 100.000 Euro.Zwar sei sich der Rechnungshof bewusst,dass mit der Erhöhung der Wertgrenzenwirtschaftspolitische Ziele verfolgt würden.Allerdings zeigten Untersuchungen des Rech-nungshofes, dass eine signifikante Erhöhungder Grenzen mit erheblichen Nachteilen undRisiken verbunden seien, so die Rechnungs-hofpräsidentin in einem Schreiben an die Fi-nanz-, Stadtentwicklungs- und Wirtschafts-verwaltung. Untersuchungen des Berliner Rechnungs-hofes und anderer Rechnungshöfe hätten er-geben, dass die Erhöhung von Wertgrenzenfür freihändige Vergaben zum Einen unwirt-schaftlichere Ergebnisse bei der Beschaffungerwarten lassen. Der Rechnungshof hat dabeiöffentliche Aufträge aus den Jahren 2002 bis2011 untersucht und die anhand der Lei-stungsverzeichnisse geschätzten Kosten mitden tatsächlich realisierten Auftragssummenverglichen. Dabei kam heraus, dass – vergli-chen mit öffentlichen Ausschreibungen – be-schränkte Ausschreibungen ca. 12 Prozentund freihändige Vergaben sogar um über 27Prozent teurer ausfielen. Weiterhin hat der Rechnungshof festge-stellt, dass bei der freihändigen Vergabe undbei der beschränkten Ausschreibung, „auf-

grund der größeren Intransparenz der Ver-fahren die Korruptionsgefahr bei der Be-schaffung“ steigt. In ihrem Schreibenerinnert Claßen-Beblo den Senat daher anseine eigenen „Richtlinien für die Arbeit derPrüfgruppen Korruptionsbekämpfung in derHauptverwaltung“ aus dem Jahr 2007, in der„die Öffentliche Ausschreibung als grund-sätzlich verbindliche Vergabeart bestimmtund festglegt“ wurde. Die nun erfolgte Erhö-hung der Wertgrenzen stehe dem Anliegenentgegen. Die damalige Zielsetzung und dievor kurzem beschlossenen Regelungen wür-den sich daher widersprechen.In ihrem Schreiben zweifelt die Rech-nungshofpräsidentin auch daran, dass die Er-höhung der Vergabegrenzen einen ge-ringeren Aufwand für die Vergabestellen er-warten lässt. Denn die Verfahrensabläufe fürdie Vergabearten seien überwiegend gleich.Der Zeitaufwand für die Erstellung einer Lei-stungsbeschreibung richte sich nach derKomplexität der Maßnahme, nicht nach derVergabeart. Auch eine signifikante Verfah-rensbeschleunigung erwarten die Rech-

nungsprüfer von der neuen Regelung nicht.„Der Rechnungshof hat erhebliche Zweifelan der Rechtwirksamkeit der Änderung derWertgrenzen durch die Rundschreiben (…)“der Senatsverwaltungen, heißt es in der Mit-teilung. Aus seiner Sicht sind daher die bis-her geltenden Grenzen weiterhin an-zuwenden bis geänderte Vorschriften erlas-sen worden sind. Rundschreiben hätten nurempfehlenden Charakter. Mit der Mitteilung,dass die bisherigen Wertgrenzen der Lan-deshaushaltsordnung aufgehoben sind, hät-ten die Verfasser der Rundschreiben„außerhalb ihrer Regelungskompetenz ge-handelt“. Die Kompetenz zur Änderung derLandeshaushaltsordnung hätten weder dieoben genannten Senatsverwaltungen, nochder Senat, sondern nur die Finanzverwal-tung. Die Rechnungshofspräsidentin emp-fiehlt daher, die Rundschreiben zurück-zuziehen, um Rechtssicherheit herzustellensowie die Regelungskompetenzen und auch die gesetzlich verankerten Mitwir-kungsrechte des Rechnungshofes künftig zubeachten.

D



Transparent
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.

www.steuerzahler-berlin.deAusgabe September 2015

Wartezeiten in KfZ-Zu-
lassungsstellen – Ursache
auch in hohen Kranken-
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BelastungsbarometerMit dem neuen Belastungsbarometer2015 erfahren Bürger und Betriebe anganz konkreten Beispielen, an welcherStelle sie in welcher Höhe belastet wer-den und was der BdSt dagegen unter-nehmen wird. Das Belastungsbarometerzeigt, an wie vielen Stellen der Fiskus imAlltag der Bürger und Betriebe zugreift.

Mitglieder des BdSt Berlin können dasBelastungsbarometer kostenlos in derGeschäftsstelle bestellen.

Broschürentipp

Kostenloses Seminar „Erben und Vererben“

Die meisten Bürger, die in Deutschland etwas erben, möchten das jeweilige
Erbe auch antreten. Es tritt dann entweder die gesetzliche Erbfolge ein oder
der Erblasser hat im Zuge seines Testamentes geregelt, wer welchen Anteil
seines Vermögens erhalten soll.Im Vortrag von Rechtsanwalt Holger Siebert (Fachanwalt für Erbrecht und Steuer-recht) werden folgende zentrale Bereiche des deutschen Erbrechts besprochen:Gesetzliche ErbfolgeLetztwillige VerfügungenProbleme beim Berliner TestamentErbschaftsteuerfragenDas Seminar findet direkt vor der Mitgliederversammlung, am Mittwoch, dem 16. September 2015,um 17.30 Uhr im  Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg statt. Um vorherige telefonische Anmeldung in der Geschäftstelle unter der Telefonnummer 030-7901070 oder per E-Mail an info@steuerzahler-berlin.de wird gebeten. 

RA Holger Siebert

Impressum
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der Kraus (verantw.), Dipl.-Volksw. Steffen Bernitz Verlag:  BdSt Steuerzahler Service GmbH, Wiesbaden Druck: apm AG, Kleyerstraße 3,
64295 Darmstadt Abdruck: nur mit Quellenangabe  Redaktionsschluss: 26.08.2015

am 12. August beschäftigte sich
die Berliner Zeitung mit der
Frage, warum der Senat von einem
Schuldenstand Berlins knapp
oberhalb von 60 Milliarden Euro
ausgeht, während die Schuldenuhr
des Bundes der Steuerzahler Ber-
lin e.V. diese Grenze bereits nach
unten geknackt hat. en Grund dafür lieferteder Finanzsenator der Zei-tung dankenswerterweisegleich selbst: Unter der Über-schrift „Die Berliner Schuldenuhrläuft rückwärts“ erklärte Mat-thias Kollatz-Ahnen (SPD) dieDifferenz damit, dass der Bundder Steuerzahler nur die Schul-den auf dem Kapitalmarkt be-rücksichtige, während dieFinanzverwaltung hingegen auchVerwaltungsschulden oder Kas-senkredite hinzurechne unddamit auf eine höhere Summekomme. Läuft die Schuldenuhr

dann falsch? Nein! Und deswe-gen danke ich Herrn Kollatz-Ahnen für seine Klarstellung zurBdSt-Schuldenuhr. Es ist nur ebeneine Frage der Abgrenzung. DieSchuldenuhr zeigt den Schulden-stand, der sich aus dem amtlichenWert der Kreditmarktschuldennach dem Statistischen Bundes-amt vermindert um Tilgungenbzw. erhöht um Kreditaufnah-men gemäß Haushaltsplan und ggf.Nachtragshaushalten bis zumZeitpunkt der Betrachtung er-gibt. Schulden bei anderen öf-fentlichen Stellen zählen wirnicht mit, um Doppelzählungenzu vermeiden. Vorwerfen kannman uns also nicht, wir würdendie Lage dramatisieren. Aller-dings: Nicht ausgewiesen sind aufder Schuldenuhr der immenseSanierungsrückstau an Infra-struktur und öffentlichen Gebäu-den sowie die Pensionsverpflich-tungen gegenüber den zahlrei-

chen Beamten. Das dürfte den of-fiziellen Schuldenstand nämlichnochmals mehr als verdoppeln.Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

D

Der Berliner BdSt-Vorsitzende erklärte in
dem neuen Kabelsender DRF-1 bereits in
vier Beiträgen Steuergeldverschwendung
(im Bild: Perlenkette aus Licht, Sitzkiesel)
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Dreharbeiten für Homeland vor der BdSt-Haustür

Verein fragt zur Höhe der Filmförderung

Vor Kurzem war die Lepsiusstraße vor der Ge-
schäftsstelle des Bundes der Steuerzahler
Berlin in Steglitz komplett zugeparkt. Zahl-
reiche Sattelschlepper, Wohnmobile und Cate-
ring-Anhänger standen am Straßenrand und
weckten die Neugierde des BdSt. Im Vertrauen
bestätigte der Fahrer eines schwarzen
Shuttle-Busse unseren Verdacht, dass direkt
nebenan die fünfte Staffel der erfolgreichen
US-Agentenserie „Homeland“ gedreht wird.
Mit von der Partie ist auch der deutsche Steu-
erzahler, denn das Projekt bekommt Geld von
der Filmförderung.in Anruf des Vorsitzenden des Bundesder Steuerzahler Berlin, AlexanderKraus, bei der  Medienboard Berlin-Brandenburg GmbH, der Filmförderung bei-der Länder, verschaffte Klarheit, wie hoch dieFörderung zunächst eigentlich ist. Auf derWebseite hieß es nämlich, Medienboard för-dert „Homeland“ im Rahmen des neuen För-derprogramms für serielle Formate mit einerMillion Euro. Dieser Betrag wurde auch vonden Medien genannt. In den Förderbedingungen war allerdings

nur von Darlehen zu lesen, die gewährt werden können. Eine Million als Förderungim Sinne eines Zuschusses oder eine Millionals Darlehen machen natürlich schon einenUnterschied. Der Bund der Steuerzahlerhakte deshalb nochmals nach. Die Erklärungder Medienboard Berlin-Brandenburg GmbHkam prompt: Es handle sich „um ein bedingtrückzahlbares Darlehen“. Dieses müsste anteilig aus weltweiten Erlösen bzw. allenRechten, die dem deutschen Koproduzentenzustünden, zurückgeführt werden, sobald die eingesetzten Eigenmittel des bzw. derProduzenten eingespielt seien, hieß es weiter. Der Prozentsatz richte sich zu-dem nach der Mitfinanzierungsquote derFörderungen. Die Rückzahlungsbedingungwürde in der Regel nach fünf Jahren erlö-schen. Anschließend werde dem Pro-duzenten ggf. die Differenz erlassen. Sowerde aus dem Darlehen eine Einnahme, dieversteuert werden müsse. Ob mit diesem Fall gerechnet werden muss, ließ sich aller-dings nicht klären. Aber selbst dann wäreBerlin als Schauplatz für „Homeland“ wohlnoch eine günstigere Werbung für die Haupt-

stadt gewesen, als z.B. die damalige Kampa-gne „be berlin“, meint sogar der Bund derSteuerzahler.  Die Medienboard GmbH erhielt 2013 vonBerlin und Brandenburg zusammen 21,6 Mil-lionen Euro. Hinzu kommen noch weitereMittel insbesondere von öffentlichen-recht-lichen und privaten Fernsehsendern. 

Wer sein „Base Unit“ vor dem Bund
der Steuerzahler aufschlägt, muss

mit Fragen rechnen.E

uf Anfrage der Piraten-fraktion im Berliner Ab-geordnetenhaus hat dieSenatsverwaltung für Inneresund Sport die in den Medien undvon Bürgern kritisierten langenWartezeiten eingeräumt. DieWartezeit für einen freien Termin für eine Kfz-Zulassungüber die Online-Terminvergabebetrage bei der Kfz-Zulassungs-behörde derzeit (Stand: 30.06.15)einen Monat, heißt es in derDrucksache. Grundsätzlich wer-de jedoch angestrebt, dass es denprivaten Kundinnen und Kundenmöglich sei, innerhalb von zweibis drei Arbeitstagen einen Ter-

min zu erhalten. Aktuell seidamit ein Zustand gegeben, dersowohl für die Kundinnen undKunden als auch für die Zu-lassungsbehörde selbst unbefrie-digend sei. Eine Wartezeit voneinem Monat sei bislang nicht dieRegel und solle es auch nichtwerden, beruhigt die Innenver-waltung in der Parlamentsdruck-sache weiter.Der Bund der Steuerzahlersieht die Ursache für die langenWartezeiten insbesondere in denhohen Krankenständen in derBerliner Verwaltung. In der rbb-Sendung zibb erklärte sein Berli-ner Vorsitzender, Alexander

Kraus, es sei erschreckend, dass die Beschäftigten im öffent-lichen Dienst Berlins 2013 andurchschnittlich 37 Tage krankwaren. Das sei nicht zumutbar,weil man dann auch die gesetzli-chen Regelungen überhauptnicht einhalten könne, sagteKraus weiter.Ein Blick in die kürzlich vomBerliner Finanzsenator vorge-stellte Statistik zu den Gesund-

heitsquoten der Beschäftigten imöffentlichen Dienst von Berlinzeigt, dass es bei der  AbteilungKraftfahrzeugwesen des Landes-amtes für Bürger- und Ord-nungsangelegenheiten – zu derauch die Zulassungsstellen gehö-ren – sogar noch dramatischerist. Hier waren die Beschäftigtenim Jahr 2013 sogar an durch-schnittlich 42,7 Kalendertagenkrankgeschrieben. 

Viel Geduld muss man in Berlin mitbringen, wenn man ein Auto zulas-
sen will. Wartezeiten von einem Monat für einen freien Termin im On-
line-Buchungssystem sind keine Seltenheit. Die Ursachen liegen nach
Ansicht des Bundes der Steuerzahler aber nicht nur im regen Handel
mit Online-Terminen, sondern auch im hohen Krankenstand der Berliner
Behörden. 

A
Jährlich 37

Krankheitstage
im öffentlichen
Dienst sind er-

schreckend,
sagte Kraus in

rbb-zibb.

BdSt sieht Ursache auch in hohen Krankenständen

Lange Wartezeiten in Kfz-Zulassungsstellen



Die ausgefüllte Karte einfach per Fax an die 030/79010720 oder kostenlos per Post senden. 

B e i t r i t t s e r k l ä r u n g

Jetzt Mitglied werden
Profitieren auch Sie künftig vom 

Informationsvorsprung 

„Gut, dass es den Bund der Steuerzahler gibt.“ Diesen Satz hören wir gerade
in letzter Zeit immer öfter. Denn es ist der Bund der Steuerzahler, der gegen die
Verschwendung von Steuergeldern kämpft. Es ist der Bund der Steuerzahler, der
die Rechte von Steuerzahlern verteidigt. Es ist der Bund der Steuerzahler, der die
Bestrafung von Steuergeldverschwendern fordert. 

Telefon Fax

Name, Vorname

Firma, c/o

Straße und Hausnummer

PLZ und Ort

E-Mail

ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 72 Euro
im Jahr (36 Euro für Senioren ab dem 65. Lebensjahr) und ist steuerlich abzugsfähig. Die Mitgliedschaft ist
jährlich mit einer Frist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Ja, 

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Datum, Unterschrift

Hiermit erteile ich Ihnen ein SEPA-Lastschrift-
mandat. Bitte ziehen Sie den fälligen Jahresbeitrag bis
auf Widerruf vom nachfolgenden Konto ein.

Zahlungspflichtiger (Kontoinhaber) PLZ, Ort

IBAN

Zahlungsempfänger: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Gläubiger-ID: DE50ZZZ00000350597

Mandatsreferenznummer: Wird nachträglich vergeben und entspricht Ihrer 6-stelligen Mitgliedsnummer

Ich ermächtige den Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Bund der Steuerzahler Berlin e.V., auf
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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Mitgliederversammlung 2015
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am Mittwoch, dem 16. September 2015 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2014 und aktuelle Themen 20153. Jahresabschluss 20143.1. Bericht über den Jahresabschluss 20143.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20143.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20143.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 20144. Satzungsänderung Verwaltungsrat und Vorstand beantragen gemeinsam aufgrund von Änderungen im Gemeinnützigkeitssteuerrecht, nach § 20 Abs. 1 Satz 1unserer Satzung folgenden Halbsatz einzufügen: „(...), das es unmittelbar 

und ausschließlich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden hat.“ 5. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung6. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2014 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehenwerden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

Steuertipps ArbeitnehmerIn keinem anderen Rechtsgebiet gibt es sohäufig Änderungen wie im Steuerrecht.Neben gesetzlichen Änderungen haben aktu-elle Gerichtsurteile und nicht zuletzt auch dieVerwaltungsanweisungen des Bundesmini-steriums der Finanzen Einfluss auf steuerli-che Sachverhalte. Deshalb ist es häufig nichteinfach, den Über-blick zu behalten.Hier hilft der BdSt:Die Broschüre“Steuertipps fürArbei tnehmer”gibt Hinweise zuwichtigen Neue-rungen und alt-bewährte Tippszum Steuern-sparen von Awie Arbeits-mittel bis Zwie Zahlungs-zeitpunkt.Mitgl iederdes BdSt Berlin kön-nen die Broschüre kostenlos in der Geschäftsstelle bestellen.

Broschürentipp

Senat beschließt Finanzplanung 2015 bis 2019

Vorerst keine neuen Kredite

Berlins Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD)
zieht eine positive Bilanz aus der Finanzpoli-
tik der letzten Jahre. Seit 2012 hat das Land
seine Haushalte mit Finanzierungsüberschüs-
sen abgeschlossen. Nun, so der Finanzsenator,
müsse Berlin sich verstärkt der zweiten wich-
tigen Aufgabe zuwenden: Es muss mehr inve-
stiert werden.erlins Schuldenberg sinkt. Die Schul-denuhr an der Fassade des Bundes derSteuerzahler Berlin, die die Kredit-marktschulden des Landes Berlin anzeigt,läuft schon seit Langem rückwärts. Pro Se-kunde sinken die Schulden um knapp 17Euro. Diese Entwicklung ist nicht etwa sin-kenden Ausgaben zuzuschreiben, sondernhauptsächlich auf steigende Steuereinnah-men und günstigen Zinssätzen zurück-zuführen. Die Ausgaben des Landes Berlinsteigen auch weiterhin von Jahr zu Jahr – al-lerdings auf moderatem Niveau, oberhalb desursprünglichen Ausgabenpfades.Unterm Strich bleibt bereits seit dem Jahr

2012 jährlich ein Überschuss. Das Land Berlinkonnte den Schuldenstand in den letzten Jah-ren bereits um zwei Milliarden Euro senken.Dieser finanzpolitische Erfolg, so Finanzse-nator Kollatz-Ahnen, mache es möglich dasssich Berlin „nicht weniger wichtigen Aufgaben“zuwendet. Damit meint er vor allem dringendnotwendige Investitionen in die Infrastruktur.In der nun vorgelegten Finanzplanung2015 bis 2019 erwartet der Finanzsenatorauch in den nächsten Jahren Überschüsse. Imlaufenden Jahr stehen den erwarteten Ein-nahmen in Höhe von 23,68 Milliarden Euro

geplante Ausgaben in Höhe von 22,6 Milliar-den Euro gegenüber, im Jahr 2016 rechnetKollatz-Ahnen mit Einnahmen in Höhe von24,96 Milliarden Euro und mit Ausgaben von23,05 Milliarden Euro. 

Neue Kredite soll es in den nächsten Jah-ren nicht geben. Jedoch drohen mit dem Aus-laufen des Solidarpaktes im Jahr 2020 Ein-nahmeausfälle von rund einer halben Milli-arde Euro pro Jahr. Wie die Einnahme-situation des Landes dann aussehen wird,hängt von der Neuregelung des Länderfi-nanzausgleiches ab dem Jahr 2020 ab.

B Tilgen und in die Infrastruktur investieren.
Der Senat macht damit „im Großen und 

Ganzen“, was der BdSt gefordert hat. Dazu
äußert sich der BdSt-Vorsitzende Kraus 

in der rbb-Abendschau. 
Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Verkürzt Kunst am Bau an der neuen Feuerwache Pankow die Hilsfristen?

Aufgemalte Feuerwehrschläuche löschen nicht

Ende 2014 wurde in Berlin-Pankow eine neue
Feuerwache in Betrieb genommen. Allerdings
hagelte es aus den Reihen der Feuerwehrleute
wegen baulicher Einschränkungen massive Kri-
tik an dem Neubau. Vertreter des Landes
rechtfertigten bei der Eröffnungsfeier die ge-
machten Abstriche mit dem knappen Budget
und einem generellen Investitionsstau bei öf-
fentlichen Bauten. Sogar die zunehmend dis-
kutierten Probleme Berlins bei der Einhaltung
der Hilfsfristen im Rettungsdienst räumten sie
ein. Auf Kunst am Bau wurde aber dennoch
nicht verzichtet: 32.000 Euro für die Fassa-
denbemalung mit dem Kunstwerk „Schlauch-
reserve“ stehen damit nicht für die Rettung
von Menschenleben zur Verfügung. Lesen Sie
hier die ausführliche Version zum Schwarz-
buchfall.

ie Ende 2014 an der Pase-walker Straße im BerlinerBezirk Pankow neu in Be-trieb genommene Feuerwacheersetzt nach über 120 Jahren dieFeuerwache in der Grunow-straße. Sie ist seit vielen Jahrendie erste Berufsfeuerwache, diein Berlin neu gebaut worden ist.Doch ganz zufrieden sind dieFeuerwehrleutemit ihremneuenArbeitsplatz trotzdem nicht. Sosind in der neuen Fahrzeughallenur fünf Stellplätze vorgesehen,obwohl nach Ansicht der Feuer-wehrleute angeblich vorherschon absehbar war, dass sogarsieben Fahrzeuge untergestelltwerdenmüssen. Auch ihren Vor-schlag, die Fahrzeughalle einfachetwas länger zu bauen, um statt-dessen zwei Rettungswagen hin-tereinander parken zu können,habe man ignoriert. Bei der Er-öffnung habe sich dann auch völ-lig überraschend ergeben, dass

die Halle entweder zu kurz oderdie Fahrzeuge zu lang seien! EinFeuerwehrmann erklärte demBund der Steuerzahler, dass Ret-tungswagen wegen der Medizin-produkte und Akkus z.B. beiFrost eigentlich nicht draußenstehen dürften. Als Fehlplanungwird von den Feuerwehrleutenauch dargestellt, dass der Lager-raum für Einsatzkleidung,Schläuche und Verbrauchsmate-rialien ohne Fahrstuhl im Kellerund nicht ebenerdig geplantworden sei. Sie verweisen dar-auf, dass diese Materialien übli-cherweise in rollbaren Behält-nissen gelagert und transportiertwerden. Man solle mal versuche,eine Europalette Ölbindemittelmit einem Hubwagen durch einTreppenhaus in den Keller zufahren, hieß es aus Feuerwehr-kreisen.Vertreter des Landes rechtfer-tigten bei der Eröffnungsfeier die

baulichen Einschränkungen mitdem knappen Budget und einemgenerellen Investitionsstau beiöffentlichen Bauten. Sogar diezunehmend diskutierten Pro-bleme Berlins bei der Einhaltungder Hilfsfristen im Rettungs-dienst räumten sie ein. Innen-staatssekretär Bernd Krömererklärte anlässlich der feierli-chen Eröffnung im tv.Berlin-In-terview, dass es darum ginge,den Investitionsstau in den öf-fentlichen Bauten in Berlin nachund nach zu beseitigen. Das we-nige Geld müsse auf möglichstviele Projekte verteilt werden.Man könne nicht alles auf einmalmachen, so Krömer weiter. Au-ßerdem gestand Krömer auchSteigerungen bei der Länge derSchutzfristen ein und verwies aufsehr stark steigende Einsatzzah-len, insbesondere im Rettungs-dienst (http://bit.ly/1NXuddD).Der stellvertretende Landes-

branddirektor Karsten Göweckeräumte in der Sendung ein, dassein mit der Innenverwaltungvereinbartes Schutzziel von achtMinuten seit vielen Jahren nichtgehalten werden könne, weil dieRessourcen nicht da seien. Manmüsse mehr tun im Rettungs-dienst und man brauche zusätz-liche Ressourcen, so Göwecke.Man müsse und wolle in derdurchschnittlichen Zeit schnellerbeim Bürger sein. Im Grundehabeman in Berlin ein leistungs-fähiges System. Fakt sei aber,dass das System oft schon imTagesgeschäft an der Leistungs-grenze sei. Das mache ihmein bisschen Sorge. Man sei imMoment so bemessen, dassschon das übliche Tages-geschäft große Schwierigkeitenbereite, sagte der stellvertre-tende Landesbranddirektor(http://bit.ly/1UChrQG).

D

Wirrwarr in heiterem Gelb:
die „Schlauchreserve“

Schwarzbuch 2015

weiter auf Seite 2
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Wo sonst noch in Berlin Steuergelder falsch eingesetzt werden

Schwarzbuch 2015: die weiteren Fälle

Kostenexplosion bei Parkgestaltung Berliner Staatsoper wird nochmals teurer

Der BdSt erkundigte sich dar-aufhin beim Senat nach den Bau-kosten für die Feuerwache, derAnzahl der Stellplätze in derFahrzeughalle, der Anzahl derstationierten Fahrzeuge und obes tatsächlich zutreffe, dass Ein-satzkleidung, Schläuche und Ver-brauchsmaterialien in einemHochsee-Container auf dem Ge-lände hinter der Feuerwache ge-lagert würden.Nach immerhin zwei Monatenkam die Antwort zu den Bauko-sten: Für die Fahrzeughalle unddas Dienstgebäude lägen dieBaukosten voraussichtlich beiinsgesamt 5,67 Mio. Euro. DieKosten für die Kunst am Bau be-liefen sich auf 32.312,96 Euround entsprächen den Vorgabender entsprechenden Verwalt-ungsvorschrift, teilte die für dasBauen zuständige Stadtentwick-

lungsverwaltung mit. Die für dieFeuerwehr zuständige Innenver-waltung schwieg sich zu den Pla-nungsfragen allerdings über einhalbes Jahr lang, trotzmehrfacherNachfrage, bis Redaktionsschlussbeharrlich aus. Sie teilte nur mit,dass sie zurzeit prüfe, ob es an-dere Akten gäbe, die eine Beant-wortung ermöglichten. Das bean-spruche leider relativ viel Zeit.Der Bund der Steuerzahler fuhreinfach hin, warf einen Blick überden Zaun und fotografierte einenDrehleiterwagen, einen Rettungs-wagen und einen Hochsee-Con-tainer, die hinter der Fahrzeug-halle unter freiemHimmel stehen.Angesichts stark zunehmen-der Einsatzzahlen und demUmstand, dass in Berlin imRettungsdienst vereinbarteSchutzziele seit Jahren nicht ein-gehalten werden können, stelltsich der Bund der Steuerzahler

die Frage, ob nicht jeder einzelneCent besser in lebensrettendeAusstattungen gesteckt werdensollte. Denn fraglich ist, ob dasheitere Gelb der aufgemaltenSchläuche den HinterbliebenenTrost spendet, falls es der Ret- tungswagen aufgrund mangeln-der Ressourcen doch mal nichtganz rechtzeitig geschafft hat.

Fortsetung von Seite 1

Feuerwehren unter
freiem Himmel.

Container als Lagerraum?

ie im Schwarzbuch 2014kritisierten sogenanntenSitzkiesel im MoabiterKleinen Tiergarten/Ottoparkführten zu einer schriftlichen An-frage im Berliner Abgeordneten-haus. Nach der Antwort desSenats stellte sich nun heraus:Nicht nur die Anzahl der Sitzkie-sel hat sich erhöht, sondern auchdie Gesamtkosten für die kom-plette Parkumgestaltung sinddeutlich auf mittlerweile rund

7,8 Millionen Euro gestiegen.Durch umfangreiche Abstim-mungs- und Beteiligungsverfah-ren des Bezirksamts Mitte seienzusätzliche Maßnahmen in diePlanung und Umsetzung aufge-nommen worden. An den Sitz-kieseln allein kann es nichtliegen. Obwohl ihre Anzahl seitdem letzten Schwarzbuch von 13auf 17 Stück nochmals gestiegenist, machen ihre Gesamtkosten„nur“ rund 460.000 Euro aus.

ie massive Kostenexplo-sion bei der Sanierung derBerliner Staatsoper hatteder Bund der Steuerzahler schonim Schwarzbuch 2014 kritisiert.Seit dem September 2010 wirddas Gebäude denkmalgerecht sa-niert und sollte längst wiederer-öffnet sein. Aus dem ursprüng-lich geplanten Budget in Höhevon 239 Millionen Euro waren296 Millionen Euro geworden.Mittlerweile rechnet das Land

Berlin sogar mit 400 MillionenEuro und mit einer Wiedereröff-nung erst im Herbst 2017. Im-merhin kam der Senat jetzt zuder bahnbrechenden Erkenntnis,dass es in Zukunft dringend er-forderlich sei, wichtige Planungs-schritte vor demBau abzuschlie-ßen. Diese Lehre hätte manallerdings auch billiger habenkönnen: mit einem Blick ins Ge-setz, genauer gesagt in die Berli-ner Landeshaushaltsordnung!

D D
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Städtebaulicher Daschschaden

Ankommen - Halten - Abfahren

Aufwendiger Fußgängertunnel

schmückt Senatsverwaltung

Neuer Luxusweg

statt Gehwegreparaturen

Erneut Baukostenüberschrei-

tung bei Lichtinstallation

er Berliner Hauptbahnhof machteeinst mit einem zu kurzen Dach vonsich reden. Richtig lang hingegen sinddie beiden neuen Überdachungen der Tram-Haltestelle vor dem Hauptbahnhof. Dieleichte und kunstvoll filigrane Geste sei ent-sprechend der Fahrdynamik Ankommen –Halten – Abfahren zu verstehen und verbindegeschickt die beiden gegenüberliegendenPlätze bzw. Straßenseiten. Allerdings ent-täuschte das spektakuläre Betonbauwerk zu-nächst mit Löchern und Flecken und mussteumgehend saniert werden. Über eineMillionEuro Landesmittel kostet der Bau.

D

ie Straßenfront der Berliner Senats-verwaltung für Stadtentwicklungwirdseit Juni 2014 von einem aufwendigenFußgängertunnel geschmückt, der Passantenvor herabstürzenden Fassadenteilen schüt-zen soll. Angesichts eines Sanierungsrück-staus vonmindestens dreiMilliarden Euro anden öffentlichen Bauten Berlins hätte es nachAnsicht des Bundes der Steuerzahler aucheine Baustellenabsicherung aus Standardge-rüstbauteilen getan. Diese wäre den Steuer-zahler deutlich günstiger gekommen als derKaufpreis von 206.000 Euro, sähe aber na-türlich an einem Regierungsgebäude längstnicht so repräsentativ aus.

m Februar und Juli 2015 sind an den S-Bahn-Brücken an der Hardenberg- undder Kantstraße in der Berliner City Westerneut Lichtinstallationen in Betrieb genom-men worden. Sie gehören zu einem Kunst-wettbewerb des Senats aus dem Jahr 2011.Schon bei der ersten Lichtinstallation Bleib-treustraße wurden erhebliche Baukosten-überschreitungen im Schwarzbuch 2014beklagt. Auch die beiden neuen Brückenbe-leuchtungen sind wieder deutlich teurergeworden. Alle drei Lichtinstallationenhaben zusammen rund 690.000 Euro stattder ursprünglich geplanten 440.000 Eurogekostet.

nde September 2014 hatte der Berli-ner Bezirk Pankow mit der Asphaltie-rung eines Geh- und Radwegs durchden weitestgehend naturbelassenen Wald-park Schönholzer Heide begonnen, um fürFußgänger und Radverkehr eine attraktiveVerkehrsverbindung zu schaffen. Immerhingeht der Bezirk davon aus, dass der geplanteKostenrahmen von 400.000 Euro deutlichunterschritten wird. Dennoch meint derBund der Steuerzahler, dass die Instandhal-tung maroder Bürgersteige dringender ge-wesenwäre. Denn 50 bis 60 Prozent der über4 Millionen Quadratmeter Gehwegfläche imBezirk geltennämlich als sanierungsbedürftig.

D I E

Die ausführlichen
Berliner Schwarz-
buchfälle und die
Berichte aus ande-
ren Bundesländern
finden Sie auf:

schwarzbuch.de



Der Eigentümer des Sport- und Erholungszen-
trums (SEZ) ist mit einer Unterlassungsklage
gegen den Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
gescheitert. Er hatte sich an einer Formulie-
rung in den Veröffentlichungen des Vereins,
u.a. auch im Schwarzbuch, gestört und ver-
sucht, diese gerichtlich verbieten zu lassen.
Das Landgericht Berlin folgte der Argumenta-
tion des BdSt und wies die Klage ab.ereits imDezember 2014 hatte der Ei-gentümer des Sport- und Erholungs-zentrums (SEZ) an der LandsbergerAllee versucht, den Bund der Steuerzahler,zwei Bezirksverordnete aus der BVV Fried-richshain-Kreuzberg sowie ein Mitglied desBerliner Abgeordnetenhauses mit Abmah-nungen mundtot zu machen. In einer vorbe-reiteten strafbewerten Unterlassungs-erklärung sollte sich damals der Bund derSteuerzahler verpflichten, nicht einmal sinn-gemäß zu behaupten, dass er als Eigentümernach dem Kaufvertrag zu einem öffentlichenHallenbad- bzw. Schwimmhallenbetrieb oderzu einem vorgeschriebenen öffentlichenSportangebot verpflichtet sei. Der BerlinerBdSt-Vorsitzende Alexander Kraus hatte dieAbmahnung damals bestimmt zurückgewie-sen, dem SEZ-Eigentümer allerdings das An-gebot für ein Interview eingeräumt, um seineSicht zu demdamaligen 1-Euro-Geschäft dar-zustellen.Statt eines Interviews flatterte dem BdStdann allerdings eine Unterlassungsklage insHaus, mit der der SEZ-Eigentümer dem BdSt
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Eigentümer scheitert mit Unterlassungsklage

Weder Hallenbad noch Spaßbad im SEZ

die Verbreitung der Behauptung verbietenlassenwollte, es gebe im Zusammenhangmitdem Kauf über das SEZ-Gelände eine Bedin-gung, wonach er das SEZ in einmodernes, fa-milienfreundliches Spaßbad umzubauenhabe. Der BdSt würde ihm damit unterstel-len, sich vertragsbrüchig verhalten und dieBerliner Bürger um ihr familienfreundlichesSpaßbad betrogen zu haben.Das Landgericht vermochte in den Äuße-rungen des BdSt hingegen keine relevantePersönlichkeitsrechtsverletzung des Klägerserkennen. Der Text enthalte eben nicht dievom Kläger beanstandete Aussage, dass ersich vertragsbrüchig verhalten habe und er-wecke auch keinen entsprechenden Ein-druck. Unstreitig sei als Bedingungvereinbart gewesen, dass der Kläger einenHallenbadbetrieb wieder aufnimmt. Außer-dem mache es im Hinblick auf das Ansehendes Klägers keinen relevanten Unterschied,ob es sich bei der nicht erfüllten Bedingungum den Betrieb eines Spaß- oder Hallenbad-betriebes handle, heißt es in der Urteilsbe-gründung weiter. Tatsächlich war in demvomKäufer veröffentlichten Kaufvertragmitdem Liegenschaftsfonds nur von Hallenbad-betrieb, Sauna, Bowling, Sporthalle und Fit-nessangebot als Bedingung die Rede undnicht von einem Spaßbad.Weiterhin führte das Gericht auch aus,dass gegen eine relevante Beeinträchtigungdes allgemeinen Persönlichkeitsrechts desKlägers spräche, dass er gegen die damaligenPressemitteilungen von Senatskanzlei und

Liegenschaftsfonds nicht vorgegangen sei,obwohl diese behauptet hatten, Bedingungfür den Verkauf sei der Betrieb eines Spaß-bades. Der Bund der Steuerzahler hattedie beanstandeten Formulierungen seiner-zeit nämlich gerade von dort übernommen.Laut Gericht durfte er als Gemeinwohlzieleverfolgender Verein diesen privilegierten

Quellen gesteigertes Vertrauen entgegen-bringen. Zudem sei die Formulierung in demKaufvertrag „Hallenbadbetrieb“ auslegungs-bedürftig. Je nach Inhalt der Vertragsver-handlungen und zum Ausdruck gebrachtenVorstellungen der Parteien könnte damitauch ein „Spaßbad“, also ein besonders er-lebnisorientiertes Hallenbad mit Vergnü-gungseinrichtungen wie Rutschen etc.gemeint sein. Die Pressenmitteilungen deu-teten darauf hin, dass zumindest die Verkäu-ferseite solche Vor- stellungen hatte, stelltedas Gericht klar.Der Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Alexander Kraus, nahmmitGenugtuung zur Kenntnis , dass dem Vereinmit dem Urteil bescheinigt wurde, dieihm obliegendenmateriellen Sorgfaltspflich-ten erfüllt und in Wahrnehmung berechtig-ter Interessen gehandelt zu haben. DieVeröffentlichungen des BdSt waren damitnicht rechtswidrig. Der BdSt wird dennochkünftig von Hallenbad als Bedingung spre-chen, weil der damals vom Senat eingeführteBegriff des „Spaßbades“ tatsächlich vonFachleuten nicht verwendet wird. „DemLeser dürfte es wohl auch ziemlich egal sein,ob die Rede von einem Spaßbad oder ei-nem Hallenbad mit Sauna, Bowling, Sport-halle und Fitnessangebot als Bedingung dieRede ist“, sagte Kraus.

In eigener Sache

Mitgliederversammlung 2015 beschließt
EntlastungAm 16. September 2015 fand die diesjährigeMitgliederversammlung des Bundes derSteuerzahler Berlin e.V. statt. Die anwesen-den Mitglieder nahmen den Geschäfts-bericht vom Vorstandsvorsitzenden Alexan-der Kraus (li. im Bild) entgegen und be-schlossen die Jahresrechnung sowie dieEntlastung von Vorstand und Aufsichtsrat fürdas Geschäftsjahr 2014. Ebenfalls beschlos-sen wurde eine Satzungsänderung zur An-passung an das neue Gemeinnützigkeits-steuerrecht sowie die Forderung nach einem

unabhängigen Amtsankläger. Geleitet wurdedie Sitzung durch die Verwaltungsratsvorsit-zende Dr. Kristin Brinker (Mitte). Das Proto-koll führte Referent Steffen Bernitz (re.).

B Ob Erwerb, Vermietung, Selbst-nutzung, Veräußerung oderVererbung, Immobilienbesit-zer solltenwissen, was steuer-lich auf sie zukommt. Dieaktuelle Auflage der Bro-schüre Haus und Steuern informiertumfassend über die steuerlichen Auswir-kungen und kann von Mitgliedern kosten-frei in der Geschäftstelle bestellt werden.

Broschürentipp
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Landesunternehmen erwirtschaften Plus

BER trübt die Zahlen

Unter dem Strich haben die Berli-
ner Beteiligungsunternehmen das
letzte Jahr mit einem ordentli-
chen Plus abgeschlossen. Dies
konnte Berlins Finanzsenator Kol-
latz-Ahnen (SPD) im Oktober ver-
künden. Er zeigt sich zufrieden
mit der Entwicklung der Landes-
unternehmen, die zum größten
Teil Gewinne erzielt haben.erlins Landesunterneh-men haben das letzte Jahrmit einem Überschuss ab-geschlossen. Die Unternehmenerzielten Gewinne in Höhe von571 Millionen Euro. Dem gegen-über stehen Verluste von 174Millionen Euro, die fast aus-schließliche einem Landesunter-nehmen, der Flughafengesell-schaft Berlin Brandenburg zuge-rechnet werden können – dasBER-Desaster beschert der Flug-hafengesellschaft einen Fehlbe-trag in Höhe von 171,3MillionenEuro.Von den insgesamt 55 BerlinerLandesunternehmen erzielten

39 im Jahr 2014 ein positivesJahresergebnis. Ganz vorn ste-hen dabei die Berliner Wasser-betriebe mit einem Gewinn von145,1 Millionen Euro. Weiterhinfuhren alle Berliner Wohnungs-baugesellschaften ein ordentli-ches Ergebnis ein. Degewo,Gesobau, Gewobag, Howoge,Stadt und Land sowie WBM,haben Gewinne zwischen 18,1und 62,4 Millionen Euro erzielt.Auch die landeseigene Berlinovo,die Immobilien der ehemaligenBankgesellschaft Berlin betreuterzielte ein Plus in Höhe von44,1 Millionen Euro. Auch dieBVG und die BSR konnten Ge-winne verbuchen. Sie erzielteneinen Überschuss in Höhe von7,4 bzw. 12,7 Millionen Euro.Neben neun Landesunter-nehmen, die ein neutrales Ergeb-nis auswiesen, haben siebenUnternehmen einen Verlust er-zielt. Abgesehen von der Flugha-fengesellschaft, die Verluste inHöhe von 171,3 Millionen Eurozu verzeichnen hat, handelt

es sich dabei meinst um kleineBeträge.Der Saldo aus Gewinnen undVerlusten der Beteiligungsunter-nehmen beträgt 397 MillionenEuro. Er ist etwas geringer als imJahr 2013, in dem das Gesamter-gebnis 455Millionen Euro betra-

gen hat. Dieses Ergebnis war al-lerdings auf einen Einmaleffektzurückzuführen, da die Ver-kehrsbetriebe nach einem er-folgreichen Gerichtsverfahren imZusammenhang mit Finanzspe-kulationen, entsprechende Rück-lagen auflösen konnten.

B
���

���
��� ���

��	

��

��	

����

���

����

����
����

�	�� �	��

	��

�
	

���

���
���

���

�
�

Gewinne Verluste Saldo

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

Gewinne und Verluste der Landesbeteiligungen
in Mio. Euro, Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen
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tattliche 38 085 Euro ko-stete die Reise von 15Schülern der KreuzbergerSchule. Warum gerade New York?Der Schulleiter, der die Reise ge-nehmigt hatte, äußerte gegenüberdem Tagesspiegel, dass es inner-halb der Schülerschaft einen la-tenten Antiamerikanismus gebe,

demmanmit der Reise begegnenwollte. Weiterhin seien einigeder Schüler ja im Kunst-Lei-stungskurs, weshalb sich der Be-such des Museum of Modern Artangeboten hatte.Gut, wenn man’s sich leistenkann, spricht ja nichts gegen eineReise zum „Big Apple“. Allerdings

kommenalle15 Schüleraus finan-ziell schwachen Familien und ha-ben daher finanzielle Unterstüt-zungnachdemBildungs-undTeil-habepaket beantragt und geneh-migt bekommen. Das ProgrammsollbedürftigenSchülernu.a.Nach-hilfe, Klassenfahrten oder dieMit-gliedschaft in Sportvereinen er-möglichen, d.h. einmenschenwür-diges Existenzminimum sichern.Gegenüber denMedien hat derVorsitzende des Bundes derSteuerzahler, Alexander Kraus,

Sechs, setzen!

Luxus-Klassenfahrt nach New York

“Ich war noch niemals in New York.” Dieser Satz gilt nicht für den
Englisch-Leistungskurs des Robert-Koch-Gymnasiums in Berlin Kreuz-
berg. Denn der hat sich eine teuere Klassenreise gegönnt - auf Steuer-
zahlerkosten.

S

alle Beteiligten aufgefordert, indiesen Dingen mehr Augenmaßan den Tag zu legen. Denn über2500 Euro pro Schüler an Zu-schuss für eine Klassenfahrtseien deutlich überzogen. Unter-stützungen seien absolut begrü-ßenswert, Klassenfahrten nachNew York gehören jedoch nichtzum menschenwürdigen Exi-stenzminimum, so Kraus weiter.Er forderte eindeutige Verwal-tungsvorschriften oder Gesetzes-anpassungen.
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Warum verzichtet der Senat auf Pachteinnahmen?

Jugendherberge am Ostkreuz

igentlich sollte die ehema-lige Hochschule für Tech-nik und Wirtschaft amOstkreuz für sieben MillionenEuro vom DJH zur größten Ju-gendherberge Berlins bereits imHerbst 2012 umgebaut wordensein. Mit Platz für 450 Betten sahZöllner damals in dem Projekt„einen wesentlichen Beitrag füreinen jugend- und familien-freundlichen Berlin-Tourismus“.Der damalige DJH-Präsident Stef-fen Reiche, rein zufällig auchSPD-Parteifreund und branden-burgischer Ex-Ressortkollegevon Zöllner, hatte damals zumVertragsschluss betont:„Unsere Jugendherbergensind für junge Menschenund Familien aus dem In-und Ausland dieattraktive Adresse.Unser Preis-Leistungs-verhältnis über-zeugt genausowie die Ideen und

Werte, für die wir stehen: Ge-meinschaft erleben, grenzenlo-ses Reisen, Toleranz undWeltoffenheit“.
Schon Thema im
Schwarzbuch 2011Die von der Jugendverwaltungals Begründung für die entgelt-freie Überlassung angeführtengesetzlichen Vorschriften desKinder- und Jugendhilferechtssehen tatsächlich vor, dass denTrägern der freien Jugendhilfeerforderliche Räume, soweit siesich im Besitz des Landes Berlinbefinden, entgeltfrei zur Verfü-gung gestellt werden können. Al-lerdings heißt es dort auch, dassüber Art und Höhe der Förde-rung die Jugend-hilfebehördenim Rahmender verfüg-baren Mit-tel nach

pflichtgemäßem Ermessen ent-scheiden. Der Bund der Steuer-zahler Berlin hatte bereits imSchwarzbuch 2011 in Zweifel ge-zogen, dass eine Jugendherbergefür junge, preisbewusste Berlin-Touristen in fußläufiger Nähezum Kneipen-Kiez wesentlichzur Verbesserung der bestehen-den Mangelsituation in der Ber-liner Kinder- und Jugendhilfebeiträgt. Bedenklich sei zumal,schrieb der BdSt damals, dass einprivater Betreiber von Hostelsmit seinem Angebot, die Liegen-schaft für einen Mietzins in Mil-lionenhöhe anzumieten, beimSenat wiederholt auf taubeOhren gestoßen war.
Kneipentour im Szene-Kiez
als Jugendhilfe?Worum es offenbar tatsächlichgeht, brachte

damals die Berliner Zeitungauf den Punkt: „Ein gutes Ge-schäft verspricht sich dasJugendherbergswerk aber vorallem mit dem Haus am Ost-kreuz, wo man vom Zustromjunger, preisbewusster Touri-sten in den benachbartenSzenekiez in Friedrichshainprofitieren will.“ Noch unmiss-verständlicher wurde damalsjedoch ein DJH-Sprecher im Ta-gesspiegel zitiert: „Einen solchenAndrang erwarte man auch amOstkreuz, zumal das neue Hausideal am Rand des Szenebezir-kes Friedrichshain-Kreuzbergliege“. Der Berliner Kurier titeltenoch überschwänglicher: „Wirddas ‘ne Party! Direkt am Szene-Kiez rund um die BoxhagenerStraße entsteht Berlins größteJugendherberge“. Keine Er-wähnung fand damals in denMe-dien jedoch der Umstand, dassdas Objekt völlig mietfrei vomSenat überlassen worden war.

Ende 2010 hatte Berlins damaliger Jugendsenator Jürgen Zöllner (SPD) dem Deutschen Jugendherbergs-
werk Landesverband Berlin-Brandenburg (DJH) die Liegenschaft der ehemaligen Hochschule für Technik
und Wirtschaft am Ostkreuz verpachtet. Erst auf wiederholte Nachfrage hatte Zöllner damals dem BdSt
mitteilen lassen, dass die Immobilie in Friedrichshain komplett mietfrei überlassen wurde. Aus der ge-
planten Wiedereröffnung mit Platz für 450 Betten zum Herbst 2012 ist dennoch nichts geworden. 2014
wurde nun erneut ein Pachtvertrag, diesmal mit einer DJH-Tochtergesellschaft, über eine Laufzeit von 30
Jahren und wieder pachtfrei geschlossen. Hiergegen klagt jetzt ein privater Hostelbetreiber vor dem Ver-
waltungsgericht. Sein Anwalt sieht eine erhebliche und rechtswidrige Beihilfe zulasten des Wettbewerbs und
seines Mandanten.

E
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Wollte Senator nicht
antworten?Alarmiert durch den Hinweiseines Wettbewerbers und BdSt-Mitgliedes, hatte sich der BdStbereits Anfang Dezember 2010an den seinerzeit amtierendenJugendsenator Jürgen Zöllner ge-wandt. Erst nachdem der BdSterneut nachgehakt hatte, kamAnfang März 2011 schließlicheine Antwort aus dem HauseZöllners. Dabei hatte das Schrei-ben damals die Befürchtungendes BdSt sogar noch übertroffen.Erwartetet hatte der BdSt einenMietzins für die Liegenschaft un-terhalb der marktüblichen Kon-ditionen. Tatsächlich hatte sichdie Jugendverwaltung aber da-mals entschieden, das Objektgänzlich entgeltfrei zu überlas-sen. Begründet wurde dieserSchritt mit Vorschriften des Sozi-algesetzbuches sowie des Kin-der- und Jugendhilferechts. Dassdas DJH erhebliche Summen in-vestieren und auch die laufendenUnterhaltungsmaßnahmen tra-gen wollte, tröstete nach Ansichtdes BdSt dabei wenig. Auch dieTatsache, dass demDJH nach Be-endigung keinerlei Erstattungs-ansprüche hierfür zugestanden

hätten, dürfte angesichts einernach damaligen Pressemeldun-gen 28jährigen Vertragslaufzeitwenig wert gewesen sein.
Wettbewerber klagtDieser private Wettbewerber,ein Unternehmen der A&OGruppe, deren Vorstandsvorsit-zender Oliver Winter seit JahrenBdSt-Mitglied ist, will nun vordem Verwaltungsgericht denBau der Jugendherberge auf demlandeseigenen Grundstück stop-pen, wenn kein marktüblicherPachtzins gezahlt wird. Außer-dem soll das Land Berlin ver-urteilt werden, entgangenePachtzinsen vom DJH zurückzu-fordern und es auch künftig zuunterlassen, das Grundstückohne Erlaubnis durch die EU-Kommission demDJH unentgelt-lich oder unterhalb des üblichenPachtzinses zur Verfügung zustellen. Der Rechtsanwalt vonA&O, der ehemalige Bundestags-abgeordnete Martin Lindner,wirft dem Land Berlin zudemvor, dass das DJH den starkenMarkt in Berlin nutzenwolle, umJugendherbergsstandorte außer-halb von Berlin quer zu subven-tionieren. Den Subventionswert

für die entgeltfreie Überlassungdes Grundstücks an den DJH be-ziffert Lindner auf rund 600.000Euro pro Jahr. Bei dem 2014nochmals neu abgeschlossenenPachtvertrag ergebe sich für eineLaufzeit von insgesamt 30 Jahrenein Volumen von 18 MillionenEuro.
Kindeswohlgefährdung
durch PersonalmangelDer Bund der Steuerzahler ver-kennt keineswegs die begrü-ßenswerte Bedeutung desgemeinnützigen DJH für die Kin-der- und Jugenderholung, wie sienach dem Sozialgesetzbuch undden einschlägigen Vorschriftendes Kinder- und Jugendhilfe-rechts eine Aufgabe des Staates

ist. Alexander Kraus, Vorsitzen-der des BdSt-Berlin gibt aber zubedenken, dass in Berlin die Ju-gendämter seit Jahren übermas-sive Personalknappheit klagen,während gleichzeitig die Fälle anKindeswohlgefährdung deutlichsteigen. Immerwieder berichtendie Medien von Kindern, die ausvermüllten und verkotetenWoh-nungen geborgen werden müs-sen. „Kein einziges vernach-lässigtes oder totgeschlagenesKind ist hinnehmbar, nur damites preisbewusste Touristen nachder Sauftour durch den Szene-kiez nicht zu weit ins Bett haben.In einer Welt von Knappheitmüssen Prioritäten gesetzt wer-den. Das gilt im besonderenMaße für Berlin“, sagte Krausweiter.
Rechtsgrundlage§ 47 Abs. 3 Gesetz zur Ausfüh-rung des Kinder- und Jugendhil-fegesetzes (AG KJHG):Die Förderung der freien Ju-gendhilfe schließt ein, dass denTrägern der freien Jugendhilfedie zur Aufgabenerfüllung erfor-derlichen Räume, soweit sie sich

im Vermögen des Landes Berlinbefinden, entgeltfrei zur Verfü-gung gestellt werden. Die Ko-stenfreiheit nach Satz 1 gilt auchfür die Überlassung von Räu-men, die gemeinsam in öffentli-cher und freier Trägerschaftgenutzt werden.

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-79010720 oder

Jetzt Mitglied werden!



Die ausgefüllte Karte einfach per Fax an die 030/79010720 oder kostenlos per Post senden.

B e i t r i t t s e r k l ä r u n g

Jetzt Mitglied werden
Profitieren auch Sie künftig vom

Informationsvorsprung

„Gut, dass es den Bund der Steuerzahler gibt.“ Diesen Satz hören wir gerade
in letzter Zeit immer öfter. Denn es ist der Bund der Steuerzahler, der gegen die
Verschwendung von Steuergeldern kämpft. Es ist der Bund der Steuerzahler, der
die Rechte von Steuerzahlern verteidigt. Es ist der Bund der Steuerzahler, der die
Bestrafung von Steuergeldverschwendern fordert.

Telefon Fax

Name, Vorname

Firma, c/o

Straße und Hausnummer

PLZ und Ort

E-Mail

ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 72 Euro
im Jahr (36 Euro für Senioren ab dem 65. Lebensjahr) und ist steuerlich abzugsfähig. Die Mitgliedschaft ist
jährlich mit einer Frist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.

Ja,

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Datum, Unterschrift

Hiermit erteile ich Ihnen ein SEPA-Lastschrift-
mandat. Bitte ziehen Sie den fälligen Jahresbeitrag bis
auf Widerruf vom nachfolgenden Konto ein.

Zahlungspflichtiger (Kontoinhaber) PLZ, Ort

IBAN

Zahlungsempfänger: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Gläubiger-ID: DE50ZZZ00000350597

Mandatsreferenznummer: Wird nachträglich vergeben und entspricht Ihrer 6-stelligen Mitgliedsnummer

Ich ermächtige den Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Bund der Steuerzahler Berlin e.V., auf
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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